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 Rahmenvorgaben  1.

 Auftrag 1.1.

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat die Landesregierung am 19. Juni 2015 

aufgefordert, einen Personalstruktur- und Personalmanagementbericht (PSMB) 

des Landes Schleswig-Holstein vorzulegen und jährlich fortzuschreiben (vgl. Nr. 

24 aus Drucksache 18/3090).  

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hinsichtlich Art, Umfang und Ausrich-

tung des bis heute unveränderten Berichtsauftrages auf die entsprechenden Er-

läuterungen des ersten Personalstruktur- und Personalmanagementberichts 2015 

(Berichtsjahr 2014) des Landes Schleswig-Holstein verwiesen.  

Alle bisherigen Personalstruktur- und Personalmanagementberichte des Landes 

Schleswig-Holstein können in der Infothek des Landtages eingesehen werden:  

PSMB 2015 (Berichtsjahr 2014) 

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/3700/drucksache-18-3788.pdf), 

 

PSMB 2016 (Berichtsjahr 2015) 

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/4900/drucksache-18-4979.pdf 

 

PSMB 2017 (Berichtsjahr 2016) 

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/00400/drucksache-19-00412.pdf 

 

Der vorliegende Bericht wurde erstmalig ohne das Verfahren Permis-A erstellt, 

sondern ausschließlich unter Nutzung des neuen integrierten Personalverfahrens 

KoPers (Kooperatives Personalmanagement). Hiervon ausgenommen sind die 

SAP-Daten für die Bereiche Versorgung (Nr. 2.16) und Beihilfe (Nr. 2.17) dieses 

Berichts.  

Das vollständige Verzeichnis aller Landesdienststellen, die ihr Personal nunmehr 

über das Verfahren KoPers abrechnen, ist unter Nr. 1.5. dieses Berichts (Erfasste 

Bereiche der Landesverwaltung) nachzulesen.  

Die Bereiche „Landtag“ und „Landesrechnungshof“ sind auf eigenen Wunsch wei-

terhin nicht im PSMB erfasst. 

 Geschlechtergerechte Formulierung 1.2.

Bei der Gestaltung des Berichtstextes wurde stets auf die geschlechtergerechte 

Formulierung bzw. auf die Nennung beider Geschlechter geachtet. In einzelnen 

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/3000/drucksache-18-3090.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/3700/drucksache-18-3788.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/4900/drucksache-18-4979.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/00400/drucksache-19-00412.pdf
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Ausnahmefällen konnte dieser Grundsatz wegen notwendiger sprachlicher Ver-

einfachungen jedoch nicht immer eingehalten werden. Dennoch gilt auch in die-

sen Fällen, dass immer Personen männlichen und weiblichen Geschlechts 

gleichermaßen gemeint sind, außer im Falle der ausdrücklichen Nennung nur 

einer Geschlechtergruppe.  

 Aufbau und Gliederung des Berichts 1.3.

Der vorliegende Personalstruktur- und Personalmanagementbericht des Landes 

Schleswig-Holstein gliedert sich in einen Personalstrukturbericht (Datenteil) und 

einen Personalmanagementbericht (Analyseteil).  

Dieser Personalstrukturbericht beschreibt die aktuelle Personalsituation der Lan-

desverwaltung anhand relevanter Personalstrukturdaten zum Stichtag 1. Dezem-

ber 2017. Er bildet die zu diesem Zeitpunkt gültige Geschäftsverteilung der Lan-

desverwaltung ab, inklusive der veränderten Zuständigkeiten nach der Regie-

rungsneubildung im Sommer 2017. Er kann insofern auch als Grundlage für per-

sonalpolitische (Grundsatz-) Entscheidungen dienen.  

Im Personalmanagementbericht wird die Arbeit der Landesverwaltung zu aktuel-

len Themen des Personalmanagements dargestellt.  

 Berichtszeitraum 1.4.

Der PSMB 2018 bezieht sich auf das Kalenderjahr 2017. Soweit es sich um mo-

nats- oder stichtagsbezogene Daten handelt, werden der Monat Dezember 2017 

bzw. der Stichtag 1. Dezember 2017 zugrunde gelegt.  

Diese Bezugspunkte und andere Informationen können den jeweiligen Legenden 

der einzelnen Tabellen entnommen werden.  

Die genannten zeitlichen Festlegungen dienen der Einheitlichkeit und Vergleich-

barkeit der Berichtsdaten sowie der verschiedenen Personalstrukturberichte des 

Landes untereinander. Dies ist auch deshalb von Bedeutung, weil der Landtag 

die Entwicklung und den Aufbau eines einheitlichen Personalberichtswesens als 

mittelfristiges Ziel vorgegeben hat.  

 Erfasste Bereiche der Landesverwaltung 1.5.

Für diesen Bericht wurden alle Bereiche der unmittelbaren sowie der mittelbaren 

Landesverwaltung erfasst, die ihr aktives Personal im Berichtsjahr über das Ver-

fahren KoPers abgerechnet haben. Dies beinhaltet auch Rückrechnungen ein-

schließlich notwendiger Datenmigrationen für vergangene Zeiträume.  
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Hierbei handelt es sich um folgende Bereiche:  

 Unmittelbare Landesverwaltung (soweit über KoPers abgerechnet) 1.5.1.

Oberste Landesbehörden (gem. § 5 Abs. 1 LVwG) 

(ohne Landtag und Landesrechnungshof) 
 

 Ministerpräsident / Staatskanzlei (MP / StK) 

 Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und  

Gleichstellung (MJEVG) 

 Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (MBWK) 

 Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration (MILI) 

 Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und  

Digitalisierung (MELUND) 

 Finanzministerium (FM) 

 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und  

Tourismus (MWVATT) 

 Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und  

Senioren (MSGJFS) 

 

Zugeordnete Ämter (gem. § 5 Abs. 2 LVwG) 
 

 Landespolizeiamt (MILI) 

 Landeskriminalamt (MILI) 

 Landesfeuerwehrschule (MILI) 

 Amt für Planfeststellung Energie (MELUND) 

 Amt für Bundesbau (FM) 

 Amt für Informationstechnik (FM) 

 Landeskasse (FM) 

 

Gerichte und Staatsanwaltschaften 
 

 Oberlandesgericht (MJEVG) 

 Generalstaatsanwaltschaft bei dem Schl.-H. Oberlandesgericht (MJEVG) 

 Landessozialgericht (MJEVG) 

 Landesarbeitsgericht (MJEVG) 

 Finanzgericht (MJEVG) 

 Oberverwaltungsgericht (MJEVG) 

 Landgerichte (MJEVG) 

 Staatsanwaltschaften bei den Landgerichten (MJEVG) 

 Amtsgerichte (MJEVG) 

 Sozialgerichte (MJEVG) 

 Arbeitsgerichte (MJEVG) 

 Verwaltungsgericht (MJEVG) 
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Landesoberbehörden (gem. § 6 LVwG) 
 

 Archäologisches Landesamt (MBWK) 

 Landesamt für Denkmalpflege (MBWK) 

 Landesarchiv (MBWK) 

 Landesbibliothek (MBWK) 

 Landesamt für Vermessung und Geoinformation SH (MILI) 

 Landesamt für Ausländerangelegenheiten (MILI) 

 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (MELUND) 

 Landesbetrieb Landeslabor Schleswig-Holstein (MELUND) 

 Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz  

Schleswig-Holstein – LKN SH (MELUND) 

 Dienstleistungszentrum Personal (FM, vormals StK) 

 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein – LBV SH  

(MWVATT) 

 Landesamt für soziale Dienste (MSGJFS) 

 

Untere Landesbehörden (gem. § 7 LVwG) 
 

 Justizvollzugsanstalten (MJEVG) 

 Jugendanstalt (MJEVG) 

 Jugendarrestanstalt (MJEVG) 

 Schulämter (MBWK) 

 Schulen nach § 2 SchulG (MBWK) 

 Polizeidirektionen (MILI) 

 Finanzämter (FM) 

 Bildungszentrum der Steuerverwaltung des Landes SH (FM) 

 Schleswig-Holsteinische Seemannsschule (MWVATT) 

 Mittelbare Landesverwaltung (soweit über KoPers abgerechnet) 1.5.2.

 

 Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) 

 Universität zu Lübeck 

 Europa Universität Flensburg 

 Musikhochschule Lübeck 

 Muthesius Kunsthochschule 

 Fachhochschule Flensburg 

 Fachhochschule Kiel 

 Technische Hochschule Lübeck 

 Fachhochschule Westküste 

 Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Kiel 

 Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Lübeck  

 Stiftung Landesmuseen 
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 Stiftung Naturschutz 

 Institut für Weltwirtschaft 

 Leibniz-Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften und Mathematik  

 Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschaft 

 Unabhängiges Landeszentrum für Datenschutz 

 Schleswig-Holsteinische Landesforsten AöR 

 Veränderte Berücksichtigung von Dienststellen 1.5.3.

Die Beschäftigtenzahlen des Deutschen Schul- und Sprachvereins (DSSV) wer-

den im PSMB 2018 einmalig in den Bereich der unmittelbaren Landesverwaltung 

hineingerechnet. Dies geschieht aufgrund der zum Zeitpunkt der Auswertung vor-

liegenden programminternen Zuordnungen und wird ab dem PSMB 2019 korri-

giert, sodass der DSSV wieder als Bestandteil der mittelbaren Landesverwaltung 

ausgewiesen wird. Diese geänderte Berechnungsgrundlage ist bei dem Vergleich 

der Vorjahreswerte den nachfolgenden Tabellen entsprechend berücksichtigt. 

Dienststellen, die weniger als 10 über KoPers abgerechnete Mitarbeiter*innen 

beschäftigen, bleiben aufgrund eines zuletzt gesteigerten Datenschutzes in den 

nachfolgenden Auswertungen ungenannt bzw. unberücksichtigt.  

Hierbei handelt es sich um: 

 Medienanstalt HSH AöR.    mit 1 Mitarbeiter*in 

 Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung mit 4 Mitarbeitern*innen 

 AMEOS-Krankenhausgesellschaft   mit 4 Mitarbeitern*innen 

insg. 9 Mitarbeiter*innen 

Bereiche der Landesverwaltung, die ihr Personal im Berichtsjahr nicht über das 

zentrale Abrechnungsverfahren KoPers abgerechnet haben, können wegen feh-

lender technischer Möglichkeiten hier nicht berücksichtigt werden.  

 Datenschutz 1.6.

Zur Vermeidung von Rückschlussmöglichkeiten auf einzelne Dienst- oder Be-

schäftigungsverhältnisse wurden die ausgewerteten Daten weitgehend auf Minis-

teriumsebene sowie auf Ebene der nachgeordneten Dienststellen zusammenge-

fasst.  

Gleichzeitig wurden Auswerteergebnisse im einstelligen Bereich in den Fällen 

unkenntlich gemacht, in denen Rückschlüsse auf einzelne Personen schutzwür-

dige Interessen berühren könnten. Außerdem wurden ausgewählte Werte un-
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kenntlich gemacht, die selbst zwar nicht einstellig sind, jedoch rechnerische 

Rückschlüsse auf Zahlen im einstelligen Bereich zulassen würden. Dies erfolgt 

immer dann, wenn andernfalls aus Datenschutzgründen die Gesamtsummen un-

kenntlich gemacht werden müssten, was sich zu Lasten der Aussagekraft aus-

wirken würde. Sofern nicht anders möglich, wurden zu diesem Zweck in einzel-

nen Fällen auch Ergebnisse mit dem Wert Null unkenntlich gemacht. 

Diese Verfahrensweise wurde im Interesse eines umfassenden Datenschutzes 

mit dem Unabhängigen Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein ab-

gestimmt. Abweichungen im Einzelfall wurden ebenfalls mit dem Unabhängigen 

Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein abgesprochen. 

 Beschreibung der aktuellen Datenlage  1.7.

Zum 1. Juli 2018 wurde das Modul Abrechnung Entgelt in den Produktivbetrieb 

übernommen. Damit befindet sich auch das dritte und letzte Abrechnungsmodul 

des KoPers-Verfahrens (neben den bereits in Produktion befindlichen Modulen 

Abrechnung Versorgung und Abrechnung Besoldung) im Wirkbetrieb.  

Über entsprechende Datenmigrationen können jetzt auch Daten von Tarifbe-

schäftigten rückwirkend ausgewertet werden. Aus diesem Grunde war es, wie 

oben bereits erwähnt, möglich, den vorliegenden Bericht gänzlich ohne Permis-A-

Unterstützung zu erstellen.  

 Separate regelmäßige Personalberichte der Landesregierung  1.8.

Neben dem Personalstruktur- und Personalmanagementbericht erstellt die Lan-

desregierung folgende separate regelmäßige Personalberichte:  
 

1. Übersicht über unbesetzte Planstellen und Stellen;  

2. Übersicht über freie, freiwerdende und unterbesetzte Planstellen und Stel-

len ab A 15 / Entgeltgruppe 15 aufwärts (einschließlich Sonderdienstvertrag) 

nach Nr. 6.1 des Delegationserlasses der Ministerpräsidentin vom  

15. Juli 2002; 

3. Einstellungszahlen der Nachwuchskräfte der Steuerverwaltung; 

4. Berechnung der Schwerbehindertenquote; 

5. Bericht über die Beförderungen und Höhergruppierungen; 

6. Krankheitsdatenstatistik (ohne Erfassung von Lehrkräften und Polizeivoll-

zugskräften); 

7. Bericht über die Ergebnisse und Erfahrungen aus der Regelbeurteilung;  

8. Gleichstellungsbericht; 

9. Berichtswesen im Sinne der „59er“-Vereinbarung zum Betrieblichen Ge-

sundheitsmanagement (im Aufbau); 
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10. Beteiligungsbericht / Gremienbericht; 

11. Stellen- und Personalabbaubericht. 

 

 Zielbeschreibung der zukünftigen Datenbasis aus Sicht von 1.9.

KoPers / Statistik  

Das Modul Statistik, Analyse und Personalkostenplanung im Projekt KoPers ist 

die zentrale Stelle für die Planung, Erstellung und Umsetzung aller Auswertungen 

aus dem KoPers-Verfahren. Zu diesem Zweck werden gegenwärtig alle Arten 

von Auswertungen, die in der Landesverwaltung zur auftragsgemäßen Aufga-

benerledigung benötigt werden, katalogisiert, vorbereitet, erstellt und umgesetzt.  

Diese Auswertungen gründen sich auf die umfassende integrierte Datenlage von 

KoPers und werden in einem entsprechenden Auswerteregister zusammenge-

fasst. Es ist vorgesehen, die hier erfassten Auswertungen zu einem späteren 

Zeitpunkt teilweise und datenschutzkonform über das Management-Self-Service-

Verfahren (MSS-Verfahren) auch dezentral zur Nutzung durch die Dienststellen 

zur Verfügung zu stellen.  
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 Personalstrukturbericht  2.

 

 
Generelle Hinweise: 

a) Die nachfolgenden Personalstrukturdaten enthalten auf eigenen Wunsch 

keine Angaben aus den Bereichen „Landtag“ und „Landesrechnungshof“.  

b) Zur Vermeidung von Rückschlussmöglichkeiten auf einzelne Dienst- oder 

Beschäftigungsverhältnisse wurden die ausgewerteten Daten weitgehend 

auf Ministeriumsebene sowie auf Ebene der nachgeordneten Dienststellen 

zusammengefasst. Gleichzeitig wurden Auswerteergebnisse im einstelligen 

Bereich in den Fällen unkenntlich gemacht, in denen Rückschlüsse auf ein-

zelne Personen schutzwürdige Interessen berühren könnten.  

Diese Verfahrensweise wurde im Interesse eines umfassenden Daten-

schutzes mit dem Unabhängigen Landeszentrum für Datenschutz Schles-

wig-Holstein abgestimmt. Abweichungen im Einzelfall wurden ebenfalls mit 

dem Unabhängigen Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein 

abgesprochen.  

c) Tabellenbereiche, die gemäß Buchstabe b) keine Daten anzeigen, wurden 

wegen fehlenden Erkenntnisgewinns so weit wie möglich ausgeblendet mit 

der Folge, dass einzelne Werte sowie ggf. auch ganze Reihen und Spalten 

nicht sichtbar sind. Die ausgewiesenen Zwischen- bzw. Endsummen ent-

sprechen jedoch immer den rechnerisch korrekten Gesamtergebnissen.  

d) In den Tabellen sind alle aktiven Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse 

aus dem Verfahren „KoPers“ abgebildet, also auch krankheitsbedingt Ab-

wesende (Krankheit ohne Bezüge, Krankheit mit Krankengeldzuschuss, 

Aussteuerung durch Krankenkasse) und Beurlaubte (Rente auf Zeit: volle 

Erwerbsminderung, Mutterschutzfälle, Elternzeitfälle, Pflegezeitfälle, unbe-

zahlter Urlaub / Steuer nach Monats-Tabelle, unbezahlter Urlaub / Steuer 

nach Tages-Tabelle, Erkrankung Kind, Pflegeunterstützung).  
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 Summe aller Ausbildungsverhältnisse und diesen ähnliche 2.1.

Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse in der Landesverwaltung 

Schleswig-Holstein  

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.1.  
 

Dargestellt sind: 

 Anwärter*innen  

 Menschen, die Freiwilligen-Dienste leisten (FSJ, FÖJ, BFD); 

 studentische und wissenschaftliche Hilfskräfte; 

 Praktikanten*innen 

 Auszubildende 

 Rechtsreferendare 

 

 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/1136 

 

  Seite 15 von 80 

 Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse der Frauen und Männer 2.2.

in der Landesverwaltung Schleswig-Holstein in Vollzeit und Teil-

zeit 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.2. 

 Die Zahl der aktiven Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse in der Landes-

verwaltung SH ist im Vergleich zum Vorjahresbericht um 1.033 gestiegen (= 

+ 1,5 %); 

 Die Beschäftigtenanteile von Frauen und Männern betragen 57,21 %  

(= + 0,42 Prozentpunkte) zu 42,79 % (= - 0,42 Prozentpunkte);  

 Die Teilzeitbeschäftigung ist im Vergleich zum Vorjahr zurückgegangen: 

Während die Frauen zu 46,34 % (= - 3,95 Prozentpunkte) teilzeitbeschäftigt 

sind, arbeiten die Männer zu 11,76 % in Teilzeit  

(= - 4,15 Prozentpunkte).  

 Die Teilzeitquote beträgt insgesamt 31,54 % (= - 3,89 Prozentpunkte). 

 Bitte die geänderte Berechnungsgrundlage für den Vorjahresvergleich be-

achten, siehe hierzu auch Nr. 1.5.3 (Veränderte Berücksichtigung von 

Dienststellen).  
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Grafik 2.2.: 57.930 Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse der Frauen und Männer der un-

mittelbaren Landesverwaltung SH im Dezember 2017 
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 Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse der Beamten und Tarif-2.3.

beschäftigten in der Landesverwaltung Schleswig-Holstein in 

Vollzeit und Teilzeit  

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.3. 

 Die Gruppe der Beamten umfasst alle Beamtinnen und Beamte, beamtete 

Lehrerinnen und Lehrer, Professorinnen und Professoren, Vollzugsbeam-

tinnen und Vollzugsbeamte, Richterinnen und Richter, Referendarinnen und 

Referendare, Anwärterinnen und Anwärter.  

 Die Gruppe der Tarifbeschäftigten umfasst alle Tarifbeschäftigten ein-

schließlich der Auszubildenden. 

 Die Zahl der im Landesdienst tätigen Beamtinnen und Beamte ist mit 

45.432 Dienstverhältnissen (= + 153 Dienstverhältnisse) deutlich höher als 

die Zahl der Tarifbeschäftigten mit 23.526 Beschäftigungsverhältnissen  

(= + 880 Beschäftigungsverhältnisse).  

 Die Teilzeitquote der Tarifbeschäftigten beträgt 35,37 % (= - 9,43 Prozent-

punkte). Dies ist ein erkennbarer Rückgang gegenüber dem Vorjahr.  

 Die Teilzeitquote der Beamtinnen und Beamten ist mit 29,56 % (= - 1,18 

Prozentpunkte) niedriger, jedoch auf einem konstanten Niveau.  
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 Bitte die geänderte Berechnungsgrundlage für den Vorjahresvergleich be-

achten, siehe hierzu auch Nr. 1.5.3 (Veränderte Berücksichtigung von 

Dienststellen).  

 Die drei personalstärksten Ressorts der Beamten und Tarifbeschäftigten der 

unmittelbaren Landesverwaltung sind das Bildungsressort mit 31.451 (= + 

863), gefolgt vom Innenressort mit 10.215 (= + 23) sowie dem Justizressort 

mit 6.155 (= - 47) aktiven Dienst- und Beschäftigungsverhältnissen. 

 Die Hochschulen sind der mit Abstand personalstärkste Bereich der mittel-

baren Landesverwaltung mit 6.897 (= + 92), gefolgt von den Fachhochschu-

len mit 2.954 (+ 141) aktiven Dienst- und Beschäftigungsverhältnissen.  

 

Grafik 2.3.: 57.930 Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse der Beamten und Tarifbeschäftig-

ten der unmittelbaren Landesverwaltung SH im Dezember 2017 
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 Dienstverhältnisse der Beamtinnen und Beamten der Landesver-2.4.

waltung Schleswig-Holstein in Vollzeit und Teilzeit 
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Hinweise zu Tabelle 2.4. 

 Die Teilzeitquote der Beamtinnen entspricht 46,36 % (= - 1,62 Prozentpunk-

te) und ist damit deutlich höher als die ihrer männlichen Kollegen mit ledig-

lich 7,50 % (= - 1,00 Prozentpunkte).  

 Die Gesamt-Teilzeitquote der Beamtinnen und Beamten beträgt 29,56 % 

(= - 1,18 Prozentpunkte) und liegt damit geringfügig unterhalb des Durch-

schnittwerts aller Teilzeitbeschäftigten der gesamten Landesverwaltung von 

31,54 % (siehe Tabellen 2.2./ 2.3.; = - 3,89 Prozentpunkte).  

 Die drei personalstärksten Ressorts der Beamtinnen und Beamten der un-

mittelbaren Landesverwaltung sind das Bildungsressort mit 26.363  

(= + 252), gefolgt vom Innenressort mit 8.374 (= - 22) und dem Finanzress-

ort mit 4.285 (= + 89) aktiven Dienstverhältnissen, siehe hierzu auch Tabelle 

2.3. 

 

 
Grafik 2.4.: Die drei personalstärksten Ressorts der Beamten der unmittelbaren Landesver-

waltung SH im Dezember 2017 
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 Beschäftigungsverhältnisse der Tarifbeschäftigten der Landes-2.5.

verwaltung Schleswig-Holstein in Vollzeit und Teilzeit 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.5. 

 Die Teilzeitquote der tarifbeschäftigten Frauen beträgt 46,32 %  

(= - 8,49 Prozentpunkte), die der tarifbeschäftigten Männer ist deutlich ge-

ringer und beträgt 20,24 % (= - 10,94 Prozentpunkte).  

 Die Gesamt-Teilzeitquote aller Tarifbeschäftigten beträgt 35,37 %  

(= - 9,43 Prozentpunkte) und liegt damit nur geringfügig über der Gesamt-

Teilzeitquote aller Beschäftigten von 31,54 % (siehe Tabellen 2.2./ 2.3.;  

= + 0,50 Prozentpunkte).  

 Die drei personalstärksten Ressorts der Tarifbeschäftigten der unmittelba-

ren Landesverwaltung sind das Bildungsressort mit 5.088 (+ 611), das Jus-

tizressort mit 2.498 (-44) sowie das Innenressort mit 1.841 (+ 45) aktiven 

Beschäftigungsverhältnissen, siehe hierzu auch Tabelle 2.3.  
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 Frauen und Männer in der Landesverwaltung Schleswig-Holstein 2.6.

in befristeten Dienst- und Beschäftigungsverhältnissen 

 

 
 
Hinweise zu Tabelle 2.6. 

 Im Bereich des unmittelbaren Landesdienstes befinden sich insgesamt 

2.864 (= + 404) Frauen und Männer in befristeten Dienst- bzw. Beschäfti-

gungsverhältnissen (= 4,94 % / + 0,63 Prozentpunkte); 

 Im Bereich der mittelbaren Landesverwaltung sind mit 56,84 %  

mehr Frauen und Männer befristet beschäftigt (insgesamt = 6.254 / = - 169).  

 Im Vergleich zum Vorjahr sind insgesamt 235 mehr Frauen und Männer in be-

fristeten Dienst- und Beschäftigungsverhältnissen tätig. Dies entspricht einer 

Steigerung von 0,14 Prozentpunkten in Bezug auf die Gesamtbeschäftigten-

zahl. 

 Frauen machen nun einen Anteil von 53,52 % (= + 1,12 %) der befristet Be-

schäftigten aus. 
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 Beamte und Tarifbeschäftigte in der Landesverwaltung Schles-2.7.

wig-Holstein in befristeten Dienst- und Beschäftigungsverhältnis-

sen  

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.7. 

 Im Bereich der unmittelbaren Landesverwaltung sind 99,37 % aller befristet 

beschäftigten Menschen Tarifbeschäftigte, im Bereich der mittelbaren Lan-

desverwaltung sind es 97,87 %. 

 Insgesamt ist die Quote der Menschen, die in einem befristeten Dienst- oder 

Beschäftigungsverhältnis zum Land Schleswig-Holstein stehen, um 0,14 

Prozentpunkte auf 13,22 % gestiegen. 
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 Krankenstatistik des Landespersonals SH 2.8.

Die Zeiten der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit des Landespersonals SH 

wurden, wie im Vorjahr, per Ressortabfragen erhoben.  

 

Diese Daten sind nur eingeschränkt vergleichbar, da sie bislang weder vollstän-

dig noch einheitlich erfasst werden. So sind beispielsweise die Bereiche der Poli-

zei und der Lehrkräfte hier nicht erfasst. Grund hierfür ist die sehr aufwändige 

händische Informationserfassung.  

 

In der Zukunft sollen krankheitsbedingte Fehlzeiten mit Zeiterfassungs- und Per-

sonalverwaltungssystemen nach landesweit einheitlichen Kriterien zentral über 

das KoPers-Verfahren erfasst und automatisiert verarbeitet werden. 

 

Hinsichtlich der Erfassungssystematik der vorliegenden Daten nach Laufbahn-

gruppen wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die Ausführungen des 

Vorjahresberichts an gleicher Stelle verwiesen.  

 

Allgemeine Informationen zum bundesweiten Krankenstand können auf der 

Homepage des Statistischen Bundesamtes eingesehen werden: 

 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit/QualitaetDe

rArbeit.html?cms_gtp=318944_slot%253D2 

 

Das Statistische Bundesamt weist darauf hin, dass die dortigen Berechnungen 

nur Krankmeldungen enthalten, die eine krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit 

bzw. Abwesenheit von drei Tagen überschreiten. Dementsprechend wurden ein 

Krankenstand von 4,3 % aller Arbeitnehmer bundesweit bzw. 10,8 Abwesenheits-

tage pro Arbeitnehmer in 2016 festgestellt.  

 

 

 

  

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit/QualitaetDerArbeit.html?cms_gtp=318944_slot%253D2
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit/QualitaetDerArbeit.html?cms_gtp=318944_slot%253D2
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Hinweise zu Tabelle 2.8. 

 Zu Nr. 1): Die Darstellung der Krankheitstage beruht auf einer gesonderten 

manuellen Erhebung. Einbezogen wurden alle Bediensteten (ohne Beur-

laubte), die während des Erfassungszeitraums manuell erfasst wurden 

(Kopfzahlen, Teilzeitbeschäftigte gelten als Vollzeitbeschäftigte).  

 Zu Nr. 2): Erfasst sind alle Arbeitstage des o.a. Personenkreises, die infolge 

von Erkrankungen (einschließlich Dienst- und Arbeitsunfälle und Berufser-

krankungen) ausgefallen sind (1-3 Arbeitstage bzw. mehr als 3 Arbeitstage); 

 Zu Nr. 3): Erfasst sind alle Arbeitstage des o.a. Personenkreises, die infolge 

von Kur- oder Sanatoriumsaufenthalten ausgefallen sind; die Fehltage von 

Teilzeitbeschäftigten wurden als volle Fehltage bewertet; 

 Nicht dargestellt sind die Krankentage der Polizeivollzugskräfte und der 

Lehrkräfte.  

 Die krankheitsbedingten Ausfallzeiten sind gegenüber dem Vorjahr insge-

samt leicht zurückgegangen.  
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 Übersicht über die Besoldungsgruppen  2.9.

Vorbemerkung zu allen Besoldungsgruppen: 

Die ausgewiesenen Besoldungsgruppen beinhalten jeweils auch etwaige Son-

derbeträge, wie z.B. Amts- oder Stellenzulagen, ohne dass diese gesondert ge-

kennzeichnet sind.   

 Dienstverhältnisse der Anwärterinnen und Anwärter sowie Refe-2.9.1.

rendarinnen und Referendare im Beamtenverhältnis 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.9.1. 

 Erstmals werden in diesem Jahr die Anwärterinnen und Anwärter differen-

ziert nach Laufbahngruppen und Einstiegsamt dargestellt. 

 Landesweit standen im Dezember des vergangenen Jahres insgesamt 

3.109 Anwärterinnen und Anwärter sowie Referendarinnen und Referenda-

re (= + 225) im aktiven Beamtenverhältnis zum Land Schleswig-Holstein, 

die sich im Wesentlichen auf folgende vier Ressorts aufteilen: 

a) Justizressort: 176 Personen (= + 2); 

b) Bildungsressort: 1.489 Personen (= + 129);  

c) Innenressort: 985 Personen (= - 46),  

d) Finanzressort: 297 Personen (= - 3). 

 Referendarinnen und Referendare, die nicht im Beamtenverhältnis beschäf-

tigt sind, tauchen in Tabelle 2.10.6. auf.  
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 Dienstverhältnisse der Laufbahngruppe 1 / 1. Einstiegsamt 2.9.2.

(ehemals „einfacher Dienst“) 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.9.2. 

 In dem dargestellten Besoldungsgruppenbereich des ehemaligen „einfa-

chen Dienstes“ existierten im Dezember 2017 landesweit 179 aktive Dienst-

verhältnisse (= + 5).  
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 Dienstverhältnisse der Laufbahngruppe 1 / 2. Einstiegsamt 2.9.3.

(ehemals „mittlerer Dienst“) 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.9.3. 

 Der beschriebene Bereich bildet den ehemaligen „mittleren Dienst“ ab, dem 

insgesamt 6.266 Dienstverhältnisse (= - 127) zuzuordnen sind.  
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 Dienstverhältnisse der Laufbahngruppe 2 / 1. Einstiegsamt 2.9.4.

(ehemals „gehobener Dienst“) 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.9.4.  

 Diese Tabelle beschreibt die Zahlenverhältnisse des ehemaligen „gehobe-

nen Dienstes“. Bei den mit „*“ gekennzeichneten Stellen handelt es sich um 

besondere Funktionsstellen dieser Beamtengruppe, z. B. für Schulleiterin-

nen und Schulleiter, stellvertretende Schulleiterinnen und stellvertretende 

Schulleiter oder Koordinatorinnen und Koordinatoren an Gemeinschafts-

schulen. Diese verbleiben auch bei entsprechender Übernahme einer be-

sonderen Funktion in ihrer bisherigen Laufbahngruppe.  

 Mit insgesamt 22.321 Dienstverhältnissen (= - 71) stellt dieser Personen-

kreis die mit Abstand personalstärkste Laufbahnebene im Dienst des Lan-

des Schleswig-Holstein dar.  

 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/1136 

 

  Seite 31 von 80 

 Dienstverhältnisse der Laufbahngruppe 2 / 2. Einstiegsamt 2.9.5.

(ehemals „höherer Dienst“) 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.9.5. 

 Diese Tabelle beschreibt die Zahlenverhältnisse des ehemaligen „höheren 

Dienstes“. 

 Mit insgesamt 11.371 Dienstverhältnissen (= + 92) stellt das Seg-

ment des ehemaligen „höheren Dienstes“ die zweitstärkste Beam-

tengruppe (differenziert nach Laufbahnebenen) im Landesdienst 

SH dar. 
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 Dienstverhältnisse der B-, C-, V-, W-, R-, L-Besoldung  2.9.6.

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.9.6. 

 B-Besoldung: Besoldungsgruppen B 1 bis B 11 für Spitzenbeamte (und 
Soldaten); die Besoldungsordnung B kennt im Gegensatz zu anderen Be-
soldungsordnungen keine Stufen (aufsteigende Gehälter), sondern weist 
feste Gehälter aus. 

 C-Besoldung: Die Besoldungsordnung C war bis 2005 die Besoldungsord-

nung für wissenschaftliche Beamte an deutschen Hochschulen, sie wurde 

durch die Besoldungsordnung W abgelöst. Die Ämter gehörten zur Lauf-

bahn des höheren Dienstes. Sie umfasste die Besoldungsgruppen C 1 bis 

C 4. 

 Vorgegebene Dienstbezüge: Übergangsbezüge, Dienstbezüge in Höhe des 

Ruhestandsgehalts (bisherige Bezeichnung: V-Besoldung). 

 W-Besoldung: Die Besoldungsordnung W regelt die Bezüge für wissen-

schaftliches Hochschulpersonal (Hochschullehrer / Professoren) und um-

fasst die Besoldungsgruppen W 1 bis W 3. Sie wurde als Ersatz für die Be-

soldungsordnung C eingeführt.  

 R-Besoldung: Die Besoldungsordnung R umfasst die Besoldungsgruppen 

R 1 bis R 10 der Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte.  

 MP / Min-Besoldung: Bezüge der Ministerinnen und Minister (bisherige Be-

zeichnung: L-Besoldung).  

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesbesoldungsordnung
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesbesoldungsordnung
https://de.wikipedia.org/wiki/Beamter_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Hochschule
https://de.wikipedia.org/wiki/Besoldungsordnung_W
https://de.wikipedia.org/wiki/H%C3%B6herer_Dienst
https://de.wikipedia.org/wiki/Hochschullehrer
https://de.wikipedia.org/wiki/Professor
https://de.wikipedia.org/wiki/Besoldungsgruppe
https://de.wikipedia.org/wiki/Besoldungsordnung_C
https://de.wikipedia.org/wiki/Besoldungsordnung_C
https://de.wikipedia.org/wiki/Besoldungsgruppen
https://de.wikipedia.org/wiki/Richter_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsanwalt#Deutschland
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsanwalt#Deutschland
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 Übersicht über die Entgeltgruppen TVL  2.10.

 Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 1 bis  2.10.1.

EG 5 TVL 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.10.1. 

 Die Summe aller Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 1 bis 

EG 5 TVL beträgt 2.422 (= - 86). Dies entspricht einem Anteil von 10,29 % 

(= - 0,78 Prozentpunkte) aller 23.526 tarifgebundenen Beschäftigungsver-

hältnisse in der Landesverwaltung SH.  
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 Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 6 bis  2.10.2.

EG 9 TVL 

 

 
 
Hinweise zu Tabelle 2.10.2. 

 Die Summe aller Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 6 bis 

EG 9 TVL beträgt 7.125 (= + 100). Dies entspricht einem Anteil von 30,29 % 

(= - 0,73 Prozentpunkte) aller 23.526 tarifgebundenen Beschäftigungsver-

hältnisse in der Landesverwaltung SH. 
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 Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 10 bis  2.10.3.

EG 13 Ü TVL  

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.10.3. 

 Die Summe aller Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 10 bis 

EG 13 Ü TVL beträgt 8.302 (= + 720). Dies entspricht einem Anteil von 

35,29 % (+ 1,81 Prozentpunkte) aller 23.526 tarifgebundenen Beschäfti-

gungsverhältnisse im Landesdienst. 
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 Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 14 bis  2.10.4.

EG 15 Ü TVL  

 

 
 
Hinweise zu Tabelle 2.10.4. 

 Die Summe aller Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen EG 14 bis 

EG 15 Ü TVL beträgt 869 (= + 62). Dies entspricht einem Anteil von 3,69 % 

aller 23.526 tarifgebundenen Beschäftigungsverhältnisse im Landesdienst.  
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 Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen des PKW-Tarifs  2.10.5.

 

 
 
Hinweise zu Tabelle 2.10.5. 

 Die vorstehende Tabelle ist aus Datenschutzgründen nur wie abgebildet 

darstellbar.  

 Das Personalverfahren KoPers stellt alle nach dem PKW-Tarif Beschäftigen 

ausschließlich mit einem Pauschalentgelt nach EG 4TVL dar. Weitere Diffe-

renzierungen werden hier nicht vorgenommen. Für den kommenden PSMB 

wird geprüft, ob eine andere Darstellungsform möglich sein wird.  
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 Beschäftigungsverhältnisse der Entgeltgruppen der Praktikanten, 2.10.6.

Auszubildenden und Referendare  

 

 
 

Hinweise zur neuen Tabelle 2.10.6. (Ausbildungsverhältnisse) 

 Die vorstehende Tabelle bildet die Beschäftigtengruppen ab, die in tarifli-

chen Ausbildungsverhältnissen oder diesen ähnlichen Verhältnissen zum 

Land SH stehen. 

 Unterschiedliche Anstellungsformen der Referendare sowohl als Tarifbe-

schäftigte als auch als beamtete Kräfte führen dazu, dass dieser Personen-

kreis sowohl hier als auch in Tabelle 2.9.1. statusgruppenkonform darge-

stellt wird. 

 Die Summe aller hier abgebildeten Beschäftigungsverhältnisse beträgt 988. 

Aufgrund der neu gebildeten Gruppierung wird ein Vorjahresvergleich erst 

mit dem kommenden PSMB wieder möglich sein.  
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 Beschäftigungsverhältnisse der sonstigen Entgeltgruppen sowie 2.10.7.

Zusammenfassung über alle Entgeltgruppen  

 

 
 
Hinweise zur neuen Tabelle 2.10.7. (sonstige Entgeltgruppen) 

 Die sonstigen Entgeltgruppen stellen Beschäftigungsverhältnisse dar, die 

keiner festen Entgeltgruppe zugeordnet sind, wie z. B. Fremdsprachenas-

sistenten, Lehrbeauftragte, Stud./ Wiss. Hilfskräfte, Tutoren, Übungsleiter.  

 Die Summe aller hier abgebildeten Beschäftigungsverhältnisse beträgt 

3.770. Aufgrund der neu gebildeten Gruppierung wird ein Vorjahresver-

gleich erst mit dem kommenden PSMB wieder möglich sein.  
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 Übersicht über die Personalausgaben  2.11.

 Personal-IST-Ausgaben für Besoldung und Entgelt  2.11.1.
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Hinweise zu Tabelle 2.11.1. 

 Die abgebildeten Personalausgaben spiegeln ebenfalls die Größenverhält-

nisse der Beschäftigtengruppen wider. Sie enthalten auch die nachstehend 

noch gesondert dargestellten Personalausgaben für die Anwärterinnen / 

Anwärter, Referendarinnen / Referendare und Auszubildenden.  

 Die Personalausgaben für die Gruppe der Beamtinnen und Beamten sind 

mehr als doppelt so hoch wie die Personalausgaben für die Gruppe der Ta-

rifbeschäftigten.  

 Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass der Anteil der Beamtinnen und Be-

amten an den Gesamtbeschäftigten deutlich höher ist als der Anteil der Ta-

rifbeschäftigten (siehe hierzu auch Tabelle 2.3.).  

 Beide Kostenblöcke beschreiben die jeweils laufenden Bezüge. Rückstel-

lungen für Versorgungslasten o.ä. sind nicht enthalten. 

 Personal-IST-Ausgaben für Anwärter, Referendare (Beamtenbe-2.11.2.

reich) und Auszubildende (Tarifbereich) 

 

 

 
Hinweise zu Tabelle 2.11.2. 

 Die Personalausgaben für Anwärterinnen und Anwärter sowie Referenda-

rinnen und Referendare betragen insgesamt 61.285.292,74 €. Dies ent-

spricht 2,94 % (= + 0,50 Prozentpunkte) der landesweiten Besoldungsaus-

gaben für Beamtinnen und Beamte in Höhe von 2.086.088.148,90 €. 

 Die Personalausgaben für Auszubildende betragen 3.913.088,36 €.  

Dies entspricht einem Anteil von 0,43 % (= + 0,03 Prozentpunkte) der lan-

desweiten Entgeltausgaben für Tarifbeschäftigte in Höhe von 

901.571.671,82 €.  
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 Die Personalausgaben für Auszubildende liegen deutlich unter den entspre-

chenden Ausgaben für Anwärterinnen und Anwärter sowie Referendarinnen 

und Referendare im Beamtenbereich. Dies ist u. a. darauf zurückzuführen, 

dass der weitaus größere Teil der Nachwuchskräfte in einem Beamtenver-

hältnis steht.  

 Altersstruktur aller Bediensteten und Beschäftigten in der Lan-2.12.

desverwaltung Schleswig-Holstein 
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Grafik 2.12.  Altersstruktur aller Bediensteten und Beschäftigten in der Landesverwaltung 

Schleswig-Holstein  

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.12. und Grafik 2.12. 

 Die Lebensaltersgruppe von 20 Jahren bis zum vollendeten 29. Lebensjahr 

ist im Vergleich zum Vorjahr um 473 Personen gestiegen.  

 Die Lebensaltersgruppe von 30 Jahren bis zum vollendeten 39. Lebensjahr 

ist im Vergleich zum Vorjahr um 509 Personen gestiegen.  

 Bilanz: Die Zahl des lebensjüngeren Landespersonals ist gegenüber der 

Zahl des lebensälteren Landespersonals gestiegen.  
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 Prognose der Altersabgänge mit Erreichen der Regelaltersgrenze 2.13.

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.13. 

 Dargestellt ist die Prognose der Altersabgänge mit Erreichen der Regelal-

tersgrenze der Jahre 2018 bis 2030, dies entspricht einem Betrachtungs-

zeitraum von 13 Jahren. 

 Für die Jahre 2018 bis 2024 ergibt sich eine Senkung der Prognose der Al-

tersabgänge gegenüber dem Vorjahr von 1.238. 

 Bis zum Jahr 2029 werden voraussichtlich 18.513 Dienst- und Beschäfti-

gungsverhältnisse durch Erreichen der Altersgrenze beendet. Dies ent-

spricht einem Anteil von 26,85 % der insgesamt 68.958 Dienst- und Be-

schäftigungsverhältnisse im Dezember 2017. 

 Frühpensionierung von Beamtinnen und Beamten 2.14.

 Vorbemerkungen zur Datenlage 2.14.1.

Die Daten für den Frühpensionierungsbericht der Beamtinnen und Beamten ent-

stammen dem Modul KoPers-Versorgung. Dieses Modul befindet sich bereits seit 

dem Monat April 2014 im Wirkbetrieb und bietet eine dementsprechende umfäng-

liche Datenlage.  
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 Gründe des Eintritts in den Ruhestand in der Landesverwaltung 2.14.2.

SH von 1995 bis 2017 

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.14.2. 

 Im Jahr 2017 sind insgesamt 1.467 Beamtinnen und Beamte in den Ruhe-

stand eingetreten bzw. versetzt worden. Hierbei beträgt der Anteil der Früh-

pensionierungen wegen Dienstunfähigkeit 13,8 % (Vorjahr: 13,3 %). 

 Auf eigenen Antrag vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze wurden 

56,7 % Beamtinnen und Beamte in den Ruhestand versetzt (Vorjahr: 

60,1 %). 

 Der Anteil der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzten Beam-

tinnen und Beamte liegt geringfügig über dem Vorjahreswert und stellt mit 

13,8 % den drittniedrigsten Wert seit 1995 dar.  
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 Entwicklung der Dienstunfähigkeitsquote der Männer und Frauen 2.14.3.

in der Landesverwaltung SH 

 

Grafik 2.14.3.  Entwicklung der Dienstunfähigkeit der Männer und Frauen in der Landesverwal-

tung SH  

 

 

Hinweise zu Grafik 2.14.3. 

 Im Vergleich zum Vorjahr ist die Dienstunfähigkeitsquote der Frauen leicht 

gestiegen und erreicht mit 17,0 % den zweitniedrigsten Stand seit 1995. 

 Bei den Männern ist dieser Anteil zuletzt wieder leicht angestiegen und er-

reicht mit 10,5 % den drittniedrigsten Stand seit 1995, genau wie im Jahre 

2012.  
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 Gründe des Ruhestandseintritts nach Geschlecht und Bereichen 2.14.4.

2017 

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.14.4. 

 Von den insgesamt 1.467 Ruhestandsfällen entfallen 945 auf den Schulbe-

reich, der das Gesamtergebnis damit erneut deutlich prägt. 

 Der Anteil der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzten Beam-

tinnen und Beamten im Schulbereich ist gegenüber dem Vorjahr (12,7 %) 

geringfügig auf 13,4 % angestiegen und liegt damit knapp unter dem Durch-

schnittswert der gesamten Landesverwaltung mit 13,8 %. 

 Der Anteil der Lehrkräfte, die bis zum Erreichen der gesetzlichen Alters-

grenze im Dienst verbleiben, ist mit 19,9 % deutlich gestiegen (Vorjahr: 

17,2 %). Mit 66,7 % wurden erneut die meisten Lehrkräfte auf eigenen An-

trag vor Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand versetzt (Vorjahr: 

70,0 %). 
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 Gründe des Ruhestandseintritts nach Laufbahngruppen 2017 2.14.5.

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.14.5. 

 Der Anteil der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand Versetzten ist bei 

den Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 

(ehemals mittlerer Dienst) von 24,8 % im Vorjahr auf 25,0 % angestiegen 

und damit im Vergleich der Laufbahngruppen wiederum am höchsten.  

 Bei den Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 

(ehemals gehobener Dienst) ist der Dienstunfähigkeitsanteil mit 13,7 % 

(Vorjahr: 14,5 %) leicht zurückgegangen.  

 Die Dienstunfähigkeitsquote der Beamtinnen und Beamten der Laufbahn-

gruppe 2, 2. Einstiegsamt (ehemals höherer Dienst) ist nach 7,9 % im Vor-

jahr wieder deutlich angestiegen auf nunmehr 12,0 %. Trotzdem ist dieser 

Wert im Vergleich der obigen Laufbahngruppen weiterhin am niedrigsten.  
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 Durchschnittsalter der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand 2.14.6.

Versetzten 

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.14.6. 

 Das Durchschnittsalter der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-

setzten Beamtinnen und Beamten ist gegenüber dem Vorjahr (56,5 Jahre) 

deutlich gesunken auf nunmehr 54,4 Jahre. Dies ist der drittniedrigste Wert 

seit 1995.  
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 Durchschnittsalter aller in den Ruhestand Versetzten / Eingetre-2.14.7.

tenen 

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.14.7. 

 Das Durchschnittsalter aller in den Ruhestand versetzten bzw. eingetrete-

nen Beamtinnen und Beamten ist im Vergleich zum Vorjahr (62,9 Jahre) ge-

ringfügig auf 62,7 Jahre gesunken. Dies ist der dritthöchste Wert seit 1995. 
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 Verteilung der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand Ver-2.14.8.

setzten nach Altersgruppen 2017 

 

 

Hinweise zu Tabelle 2.14.8 

 Bei der Verteilung der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetz-

ten Beamtinnen und Beamten nach Altersgruppen ist der Anteil der über 

55jährigen gegenüber dem Vorjahr (67,6 %) deutlich gesunken auf nunmehr 

61,6 %.  

 Dagegen waren 26,1 % aller Dienstunfähigen jünger als 50 Jahre (Vorjahr: 

20,9 %). Dies entspricht einer Steigerung von 5,2 Prozentpunkten.  
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Grafik 2.14.8.: Verteilung der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand Versetzten nach Al-

tersgruppen 2017  

 

 

 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/1136 

 

  Seite 53 von 80 

 Nachwuchskräftegewinnung  2.15.

 

 
 

Quelle: Ressortabfrage  

 

Hinweise zu Tabelle 2.15. 

 Die Planungen zur Einstellung von Nachwuchskräften umfassen, wie bereits 

im vergangenen PSMB, die Jahre 2017 bis 2023. 

 Zusätzlich werden jetzt erstmalig die Jahre bis 2024 bis 2026 in die Planun-

gen einbezogen. 

 Von 2017 bis 2026 sollen demgemäß insgesamt 18.981 Nachwuchskräfte in 

den Dienst des Landes Schleswig-Holstein eingestellt werden. 

 Weitere Hinweise zum Thema „Nachwuchskräftekampagne“ befinden sich 

im Managementteil unter Nr. 3.2. 
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 IST-Ausgaben für Versorgung (Daten des DLZP SH aus SAP)  2.16.

 

 
 

Quelle: DLZP SH // SAP 
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Hinweise zu Tabelle 2.16. 

 

 Finanzposition 03121000 432 22 (früheres Oberpräsidium): 

Hier ist keine Bewegung mehr festzustellen, diese Finanzposition ist bei der 

Haushaltsanmeldung 2017 entfallen. 

 Finanzposition 03121000 432 23 (früheres Regierungspräsidium): 

Frühere Dienststelle mit aktuellen Versorgungszahlungen. 

 Finanzposition 03121000 432 24 (Provinzialverband): 

Frühere Dienststelle mit aktuellen Versorgungszahlungen. 

 Finanzposition 03121000 432 26 (Versorgungsausgleichsbeträge): 

Veranschlagt sind Erstattungen des Landes gem. § 225 Abs. 1 u.  

2 SGB VI an Sozialversicherungsträger. Den Versicherungsträgern sind die 

Aufwendungen zu erstatten, die sie im Rahmen des Versorgungsausgleichs 

(§ 1587 b Abs. 2 BGB) für geschiedene Ehegatten von Beamtinnen und 

Beamten sowie Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten leisten. 

 Finanzposition 03121000 439 05 (Zusatzrenten): 

Leistungen nach dem Reichsnährstands-Abwicklungsgesetz. 

 Die Versorgungs-Ist-Ausgaben für die Versorgungsempfängerinnen und 

Versorgungsempfänger des Landes Schleswig-Holstein stellen neben dem 

„aktiven“ Teil der Personalausgaben den „passiven“ Teil der Personalaus-

gaben für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten dar.  

 Die Personalausgaben für Versorgung sind im Haushaltsjahr 2017 um 

56.163.813,67 € gestiegen. Dies entspricht einer Steigerung von 4,95 Pro-

zentpunkten gegenüber dem vergangenen Haushaltsjahr.  

 Die Ausgaben für Versorgung entsprechen 28,50 % der Gesamtpersonal-

ausgaben. Die Summe der Ausgaben für Besoldung und Entgelt bilden zu-

sammen einen Anteil von 71,50 % der Gesamtpersonalausgaben (siehe 

nachfolgende Übersicht). Die hier genannten Anteile weisen nur geringfügi-

ge Änderungen gegenüber den Vorjahreswerten auf.  

 

Übersicht über die Personalausgaben 2017 
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 IST-Ausgaben für Beihilfe (Daten des DLZP SH aus SAP)  2.17.

 

 
 

Quelle: DLZP // SAP 

 

Hinweise zu Tabelle 2.17. 

 

 Beihilfe wird vom Land Schleswig-Holstein zum einen für aktiv beschäftigte 

Beamtinnen und Beamte in den Einzelplänen sowie in den Einrichtungen 

nach § 15 LHO und den Landesbetrieben nach § 26 LHO und zum anderen 

für Versorgungsempfängerinnen und –empfänger (Passive) des Landes 

Schleswig-Holstein gewährt. Gem. § 1 BhVO (Beihilfeverordnung) ist die 

Beihilfe eine Ergänzung der privaten Eigenvorsorge im Krankheitsfall und 

somit eine ergänzende Fürsorgeleistung des Landes Schleswig-Holstein. 

 Im Jahr 2017 wurden ca. 327.000 Beihilfebescheide für ca. 45.000 aktiv 

beschäftigte Beamtinnen und Beamte und ca. 34.000 Versorgungsempfän-

gerinnen und –empfängern erstellt. 
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 Die Ausgaben für Beihilfen beliefen sich im Jahr 2017 auf ca. 282,74 Mio. €. 

Sie erhöhten sich in 2017 gegenüber 2016 um ca. 5,66% (15,15 Mio. €). 

Der vorstehenden Abbildung ist die Aufteilung auf die einzelnen Empfän-

gergruppen zu entnehmen. 

 Im Vergleich zum Vorjahr sind in 2017 die Ausgaben für Beihilfen für die 

Passiven um 13,42 Mio. € und für die Aktiven um 1,73 Mio. € gestiegen. Der 

Anstieg lag bei den Passiven damit bei ca. 7,7% und bei den Aktiven bei ca. 

1,9 %. 

 Ohne die im Jahr 2005 eingeführte Kostendämpfungspauschale/ Selbstbe-

halt wäre die Beihilfezahlung im Jahr 2017 um ca. 8,58 Mio. € höher gewe-

sen. 
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 Die beiden vorstehenden Grafiken zeigen die Entwicklung der jeweils vier 

größten Aufwendungsarten bei den Aktiven und Versorgungsempfängerin-

nen und –empfängern seit 2013. Diese Aufwendungsarten machen knapp 

80 % aller Gesamtaufwendungen der Beihilfe aus.  
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 Führungskräftestruktur der Landesverwaltung 2.18.

 

 

 

 

 
 

Hinweise zu Tabelle 2.18. 

 Stand der Tabelle ist der 23. April 2018. 

 Führungskräfte im Sinne der Tabelle sind alle Personen, die im Rahmen 

des Beurteilungsverfahrens als Erstbeurteiler*in auftreten, also direkte 
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Personalverantwortung haben (Stellvertretungen werden nicht berücksich-

tigt). 

 Die Tabelle bezieht sich auf die unmittelbare Landesverwaltung, d.h. alle 

obersten Landesbehörden, Landesoberbehörden und untere Landesbe-

hörden. 

 Ministerinnen und Minister sowie Staatssekretärinnen und Staatssekretäre 

wurden im Rahmen der B-Besoldung berücksichtigt. 

 Führungskräfte mit R-Besoldung sind entsprechend zugeordnet:  

o R1 und R2 in A-Besoldung LG 2, 2. EA 

o Ab R3 in B-Besoldung 

 Führungskräfte der Laufbahngruppe 1, 2. EA wurden nicht berücksichtigt 

 In der unmittelbaren Landesverwaltung sind von den insgesamt 2.803 be-

setzten Führungsfunktionen 912 mit Frauen und 1.891 mit Männern be-

setzt. 

 Die Gesamtzahl der weiblichen Führungskräfte in Teilzeit beträgt 167. 

Damit sind rd. 18,3 Prozent aller weiblichen Führungskräfte in Teilzeit be-

schäftigt. 

 Die Gesamtzahl der männlichen Führungskräfte in Teilzeit beträgt 70. 

Damit sind 3,7 Prozent aller männlichen Führungskräfte in Teilzeit be-

schäftigt. 

 Der Gesamtanteil an in Teilzeit ausgeübten Führungsfunktionen beträgt rd. 

8,4 Prozent. 
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 Personalmanagementbericht  3.

Die Landesverwaltung als größter Arbeitgeber Schleswig-Holsteins steht ange-

sichts des demographischen und technischen Wandels vor der Herausforderung, 

auch zukünftig ein attraktiver, moderner Arbeitgeber zu sein. Daher ist die Lan-

desregierung auf vielen Feldern des Personalmanagements aktiv, um zukunfts-

fähige Konzepte zu entwickeln, neue Maßnahmen auf den Weg zu bringen und 

Impulse zu geben. Damit werden Arbeitsbedingungen und Arbeitskultur in der 

Landesverwaltung bedarfsgerecht weiterentwickelt und alle Anforderungen an 

einen modernen Arbeitgeber erfüllt. 

In diesem Bericht werden einzelne Bereiche des Personalmanagements darge-

stellt, in denen die Landesverwaltung aktuell tätig ist und die einen Eindruck ver-

mitteln, wie vielfältig die einzelnen Ansätze sind. 

 Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) 3.1.

 Leitstelle BGM: Befragung zur Arbeitsfähigkeit, Gesundheit und 3.1.1.

Arbeitszufriedenheit 

Ein bedeutendes Ziel der Landesregierung ist es, die Arbeitsfähigkeit, Gesund-

heit und Arbeitszufriedenheit ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf Dauer zu 

erhalten und zu fördern. Wie im PSMB 2017 dargestellt, hat die in der Staats-

kanzlei angesiedelte Leitstelle Betriebliches Gesundheitsmanagement eine Be-

fragung zu diesen drei Themenschwerpunkten in der Landesverwaltung initiiert, 

die nunmehr abgeschlossen ist. Die Befragung erfolgte durch das Kölner Institut 

für Qualitätssicherung in Prävention und Rehabilitation GmbH. Der dazu erstellte 

Statusbericht ist als Anlage 1 beigefügt. Nachfolgend werden die Kernaussagen 

zusammengefasst dargestellt.  

Ziel der Befragung war es, erstmals ressortübergreifend den Status der Arbeits-

fähigkeit, Gesundheit und Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter zu erheben und auf Grundlage dieser Ergebnisse das Betriebliche Gesund-

heitsmanagement in der Landesverwaltung zu fördern. Mit Ausnahme der Polizei, 

des Landesbetriebs Straßenbau und Verkehr, des Dienstleistungszentrums Per-

sonal, der Gerichte, der Staatsanwaltschaft sowie des Justizvollzugs erfolgte die 

Ressortbefragung zwischen November 2016 und September 2018. Insgesamt 

wurden 39.941 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter angeschrieben, von denen 

14.472 an der Befragung teilnahmen. Die Rücklaufquote betrug damit in der 

Staatskanzlei und den Fachressorts 56 Prozent und 30 Prozent in den Schulen, 

womit die Ergebnisse der Befragung jeweils als repräsentativ anzusehen sind. 

Die Untersuchungsergebnisse der Schulen wurden in einem separaten Doku-
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ment zusammengestellt und veröffentlicht (LT - Drucksache 19/631) und sind 

nicht Gegenstand des hier beschriebenen Berichts. 

 Zielgrößen: Arbeitsfähigkeit, Gesundheit und Arbeitszufriedenheit 3.1.1.1.

Bezüglich der drei Zielgrößen Arbeitsfähigkeit, Gesundheit und Arbeitszufrieden-

heit haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wie folgt geantwortet: 

 

Die Befragung hat außerdem ergeben, dass mit zunehmendem Alter die Arbeits-

fähigkeit und vor allem die Gesundheit abnehmen. Die Zielgrößen sind in der 

Staatskanzlei sowie in den Fachressorts relativ ähnlich ausgeprägt. Betriebliches 

Gesundheitsmanagement sollte deshalb diesen Befund besonders in den Blick 

nehmen und entsprechende Maßnahmen entwickeln. 

Zur Verbesserung dieser drei Zielgrößen gibt es verschiedene Stellschrauben: 

Bezüglich der Arbeitsverdichtung gibt die Befragung deutliche Hinweise auf 

Handlungsbedarf. Etwa jede zweite Person sieht sich häufig Termin- / Leistungs-

druck, neuen Aufgaben und Störungen ausgesetzt. Ressortübergreifend ist die 

Arbeitsverdichtung weitgehend vergleichbar. Diese ist die deutlichste Stell-

schraube für die Verbesserung der Zielgrößen Arbeitsfähigkeit, Gesundheit und 

Arbeitszufriedenheit. Die Arbeitsverdichtung ist bei Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern unter 35 Jahren deutlich geringer als bei Personen ab einem Alter von 35 

Jahren, bei denen diese auf einem höheren Niveau stabil ist. Ebenso ist ein An-

stieg mit höherer Laufbahn zu beobachten und auch Vollzeitkräfte und Beamtin-

nen bzw. Beamte geben hier höhere Werte an. 

Das Gemeinschaftsgefühl wird überwiegend als sehr positiv beschrieben – ähn-

lich auch die soziale Unterstützung sowohl seitens der Kolleginnen und Kollegen 

als auch seitens der Führungskräfte. Die Unterschiede zwischen allen beteiligten 

Bereichen (Staatskanzlei und Fachressorts) sind gering. Das Gemeinschaftsge-

fühl ist nach der Arbeitsverdichtung die zweite wesentliche Stellschraube zur 

Veränderung der Zielgrößen, weswegen hier trotz des bereits hohen Niveaus 

Maßnahmen ansetzen sollten. Etwas ungünstigere Werte haben ältere Personen, 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Laufbahngruppe 1 sowie Tarifbeschäftigte 

angegeben. 
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Die Führungsqualität wird überwiegend positiv bewertet. Die Befunde zeigen, 

dass sich hier ansetzende Maßnahmen vor allem auf die Arbeitszufriedenheit 

auswirken dürften. Entwicklungspotenziale sind bei der Rückmeldekultur zu be-

obachten. Ressortübergreifend gibt es zwischen der Staatskanzlei und den Fach-

ressorts nur kleine Unterschiede, welche jedoch Hinweise auf differenzierte 

Handlungsansätze bieten. Mit steigendem Alter wird die Führungsqualität un-

günstiger beurteilt, zudem beklagen Tarifbeschäftigte und Vollzeitkräfte Schwä-

chen in diesem Bereich. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des höheren Dienstes 

geben die vergleichsweise besten Werte an. 

Die erhobenen Daten weisen darauf hin, dass für die Verbesserung der Arbeits-

fähigkeit vor allem die Arbeitsverdichtung und das Gemeinschaftsgefühl 

bestimmend sind – ähnlich auch für die Gesundheit. Für die Steigerung der Ar-

beitszufriedenheit kommt noch die Führungsqualität hinzu. An diesen Stell-

schrauben sollten Maßnahmen im Rahmen des Betrieblichen Gesundheitsma-

nagements vorrangig ansetzen. 

 

Auch bei der Kommunikation sind Entwicklungspotenziale zu beobachten. Die 

Unterschiede in diesem Bereich sind zwischen allen beteiligten Bereichen 

(Staatskanzlei und Fachressorts) deutlich ausgeprägt. Defizite werden vor allem 

von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Laufbahngruppe 2 benannt. 

Handlungsspielräume werden ressortübergreifend auf einem hohen Niveau an-

gegeben mit geringen Abweichungen untereinander. 

Die Bedeutsamkeit der Arbeit ist auf einem sehr hohen Niveau ausgeprägt. Sie 

steigt deutlich mit höherer Laufbahn und mit höherem Alter. 

Mit Maßnahmen zur Verbesserung der Kommunikation, des Handlungsspiel-

raums und der Bedeutsamkeit der Arbeit könnten den Daten zu Folge ge-

sundheitliche Risiken dauerhaft hoher Belastungen abgefedert werden. Dies ist 

bedeutend, da die Belastungen teils in den Arbeitsaufgaben selber liegen und 

die Handlungsmöglichkeiten zu deren Reduktion oft eingeschränkt sind. 

 Ausblick 3.1.1.2.

Die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen bezüglich der genannten 

Themen liegen in der Verantwortung der jeweiligen Bereiche (Staatskanzlei und 

Fachressorts), da sie die individuellen Anforderungen und Voraussetzungen vor 

Ort am besten kennen. Der aktuelle Stand hinsichtlich der Folgeprozesse der 
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Statuserhebung variiert ressortübergreifend, was zum einen an den unterschied-

lichen Befragungszeitpunkten, zum anderen an den unterschiedlichen Ausgangs-

lagen beim Betrieblichen Gesundheitsmanagement liegt. Daher können konkrete 

Ergebnisse auf Basis der Statuserhebung erfolgter ressortinterner Maßnahmen 

erst zu einem späteren Zeitpunkt dargestellt werden. 

Auch ressortübergreifend soll das Betriebliche Gesundheitsmanagement (BGM) 

gefördert und systematisch etabliert werden. Ziel ist es die Umsetzung des BGM 

und die dafür notwendige Organisationsentwicklung zu unterstützen. Vor diesem 

Hintergrund bietet die in der Staatskanzlei angesiedelte Leitstelle Betriebliches 

Gesundheitsmanagement parallel folgende Angebote an: 

 Seit 2017 werden regelmäßig Ansprechpersonen für das Betriebliche Ge-

sundheitsmanagement in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule Kiel 

qualifiziert (bisher 53 Personen). Das Konzept hierfür ist an Hochschul-

standards angepasst; Absolventen erhalten nach der Qualifizierung ein 

Hochschulzertifikat. Dieses Angebot wurde speziell für die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Landesverwaltung konzipiert und ist bundesweit bisher 

einmalig. So soll ein möglichst breit gestreutes und flächendeckendes 

Netzwerk aus qualifizierten Personen in den verschiedenen Bereichen der 

Landesverwaltung die Verankerung des Betrieblichen Gesundheitsmana-

gements fördern.  

 Durch regelmäßige Fortbildungen der ausgebildeten Ansprechpersonen 

für das BGM werden zudem die Kompetenzen, die Vernetzung und der 

Austausch untereinander gefördert.  

 Mit der Leitstelle Suchtgefahren am Arbeitsplatz ist überdies schon seit 

langen Jahren ein großer Baustein des Betrieblichen Gesundheitsmana-

gements etabliert und verstetigt sich durch weitere regelmäßige Ausbil-

dungen, Fortbildungen und Arbeitstreffen. 

 Eine BGM-Fachtagung für alle Interessierten, über die Landesverwaltung 

hinaus, wird jährlich ausgerichtet. Neben verschiedenen Fachvorträgen 

bietet sie Möglichkeiten zur Vernetzung sowie zum Informationsaustausch. 

 Seit Anfang 2017 wird halbjährlich ein Runder Tisch für die Beauftragten 

für Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) der Landesverwaltung 

zum Austausch unter fachlicher Leitung durchgeführt. 

 Überdies werden verschiedene Fortbildungsveranstaltungen für BEM-

Beauftragte und Interessierte ausgerichtet. 

Zudem wurde ein ressortübergreifender Arbeitskreis Betriebliches Gesundheits-

management eingerichtet, der maßgeblich an der Statuserhebung mitgewirkt hat 

und in dem ein regelmäßiger Austausch stattfindet. Dieser Arbeitskreis setzt sich 
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aus Vertreterinnen und Vertretern aller Bereiche (Staatskanzlei und Fachressorts) 

sowie den Personalvertretungen und der Hauptschwerbehindertenvertretung zu-

sammen. 

Um weiterhin fundierte Aussagen zur Arbeitsfähigkeit, Gesundheit und Arbeitszu-

friedenheit treffen zu können, werden weitere Statuserhebungen zukünftig alle 4-

5 Jahre durchgeführt. 

 Leitstelle Suchtgefahren am Arbeitsplatz 3.2.

Die Leitstelle Suchtgefahren am Arbeitsplatz (LSA) ist Bestandteil des ressort-

übergreifenden Betrieblichen Gesundheitsmanagements und unterstützt als Ser-

viceeinrichtung alle Beschäftigten der Landesverwaltung bereits seit vielen Jah-

ren bei ihrer Gesunderhaltung.  

Ein Hauptbestandteil der Tätigkeit ist die Qualifizierung von betrieblichen An-

sprechpersonen und die Schulung von Führungskräften. Die wachsende Bedeu-

tung psychischer Auffälligkeiten sowie die Nachfrage nach einem universellen 

Ausbildungsgang haben die LSA veranlasst, die bisherigen Seminarangebote zu 

den Themen Sucht und Psyche zu bündeln, zu optimieren und zu einem umfas-

senden Qualifizierungslehrgang „Betriebliche Ansprechperson bei Sucht und 

psychischen Auffälligkeiten am Arbeitsplatz“ weiterzuentwickeln. Das Angebot ist 

nach wie vor in hohem Maße – auch über die Landesverwaltung hinaus - aner-

kannt und nachgefragt. Aufgrund dieses Qualitätsstandards buchen auch Wirt-

schaftsunternehmen regelmäßig Teilnehmerplätze. Die aktuelle Qualifizierung 

wird von 09/2018 bis 12/2019 durchgeführt, eine weitere Maßnahme ist für 2020 

geplant. Hierfür liegen bereits Reservierungen vor. 

 Nachwuchskräftegewinnung 3.3.

Seit 2015 koordiniert die Staatskanzlei erfolgreich[1] eine landesweite Werbekam-

pagne zur Gewinnung von Nachwuchskräften für die über 30 Ausbildungsberufe 

und dualen Studiengänge der Landesverwaltung. Zielgruppe der Kampagne sind 

primär angehende Absolventen aller Schularten im Alter von etwa 15 bis 20 Jah-

ren in der Berufsfindungsphase. Auch deren Eltern und Verwandte, die Einfluss 

auf die Berufsfindung haben, werden angesprochen. Die Kampagne richtet sich 

außerdem an Personen, die sich beruflich orientieren, weil sie z.B. ein Studium 

abgeschlossen bzw. nicht beendet haben oder an einem Berufswechsel interes-

siert sind.  

                                            
[1]

 Der Landesrechnungshof hat in seinem Entwurf des Bemerkungsbeitrags 2017 „Demografi-
scher Wandel / Teil 3: Personalpolitik in der Landesverwaltung - demografiebewusst genug?“ die 
guten Erfolge bei der Nachwuchskräftekampagne hervorgehoben. 
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Angesichts der unterschiedlichen Zielgruppen umfasst die Kampagne eine ganze 

Reihe verschiedener Werbemaßnahmen. Dabei ist zuerst das umfassende Aus-

bildungsportal im Internet zu nennen, das ständig aktualisiert und erweitert wird. 

Es ermöglicht online-Bewerbungen und bietet zudem einen Berufsorientierungs-

test an. Zusätzlich wurden verschiedene Publikationen in Form von Broschüren 

und Flyern - überwiegend übersetzt in mehrere Sprachen - sowie Plakate für 

Großflächen erstellt. Diese sind allesamt mit Fotos eigener Nachwuchskräfte ver-

sehen, um ein authentisches Bild von der Landesverwaltung und der Vielfalt ihrer 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu vermitteln. Außerdem wurde das Layout für 

Ausschreibungen von Stellen für Nachwuchskräfte vereinheitlicht, um den Arbeit-

geber Land Schleswig-Holstein sichtbar herauszustellen. 

Die Ausbildungsbereiche des Landes präsentieren sich bei Berufsmessen in 

Schulen, Hochschulen sowie Einkaufszentren und bei sonstigen Veranstaltungen 

zur Berufsorientierung (z.B. Agentur für Arbeit, Nordjob, BARLAG). Alle zehn 

Messestände sind inzwischen einheitlich gestaltet. Das Land Schleswig-Holstein 

präsentiert sich nunmehr als großer, abwechslungsreicher Arbeitgeber. Derzeit 

werden die Stände nach und nach um weitere attraktive Objekte ergänzt, die 

Standbesucherinnen und -besucher anfassen und erproben können.  

Weiterhin erfolgt Nachwuchskräfte-Werbung auf Bussen im öffentlichen Nahver-

kehr sowie auf eigenen Dienst-KFZ. Inzwischen sind 162 Fahrzeuge (Stand Ok-

tober 2018) mit Werbefolien versehen. Jährlich folgen weitere Fahrzeuge. 

Im Jahr 2016 wurde mit Nachwuchskräften erstmals ein Recruiting-Film mit dem 

Titel „Ich arbeite für Schleswig-Holstein“ gedreht. Im darauffolgenden Jahr wurde 

zum einen ein Film zu technischen Berufen mit Personal des Landesbetriebes 

Straßenbau und Verkehr (LBV-SH) und des Landesamtes für Vermessung und 

Geoinformation (LVermGeo) auf einer Großbaustelle produziert. Es wird gezeigt, 

wie Landesbehörden an Infrastrukturmaßnahmen aktiv mitwirken. Zum anderen 

wurde ein zweiter Film zu MINT-Berufen mit dem Schwerpunkt Natur und Umwelt 

gedreht. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verschiedenen Umweltbehörden 

des Landes wirkten im Film mit. Mit den Außenaufnahmen werden die Vorzüge 

des Landes SH („Der echte Norden“) hervorgehoben. Auch wird verdeutlicht, 

dass die Beschäftigten des Landes am Erhalt der Lebensgrundlagen Land, Luft 

und Wasser aktiv mitwirken.  

Die Filme wurden sowohl im Ausbildungsportal der Landesverwaltung und bei 

YouTube eingestellt, in den sozialen Medien viral verbreitet und bei diversen 

Veranstaltungen sowie teilweise in Kinos in Schleswig-Holstein im Werbeblock 

gezeigt. 

Aktuell werden zwei weitere Recruiting-Filme zu den Fachbereichen „Justiz“ und 

„Allgemeine Verwaltung / Steuerverwaltung“ mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

des Landes produziert und stehen kurz vor der Veröffentlichung.  
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„Social Media“ wird bei der Anwerbung von Nachwuchs- und Fachkräften immer 

mehr genutzt werden. Nachdem das Land Schleswig-Holstein bei Facebook prä-

sent ist und bei XING nunmehr ein Profil des Arbeitgebers „Land Schleswig-

Holstein“ besteht, soll im nächsten Schritt mit Fotoberichten aus dem Berufs- bzw. 

Ausbildungs- und Studienalltag der Landesverwaltung z. B. auf Instagram zeitnah 

informiert werden. Außerdem besteht die Absicht, online-Jobbörsen intensiver zu 

nutzen sowie „Arbeitgebernews“ viral zu verbreiten.  

Der Landesbeauftragte für politische Bildung hat auf Anregung der Staatskanzlei 

eine Informationsschrift zur staatlichen Institution Land Schleswig-Holstein erstellt, 

die Schulen als Lehrmaterial für den Unterricht zur Verfügung gestellt wird. Mit-

telbar soll damit auch das Interesse an einer Tätigkeit in der Landesverwaltung 

geweckt werden. Die Staatskanzlei wird mit diesem Ziel auch ihre Kooperation 

mit der Universität Kiel, der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung 

Altenholz sowie der Agentur für Arbeit fortsetzen und weiter auszubauen.  

Das Land Schleswig-Holstein hat sich mit seiner Nachwuchskräfte-

Werbekampagne im Wettbewerb um die besten Talente auch im nationalen Ver-

gleich sehr gut aufgestellt. Die Nachwuchskräfte-Werbekampagne hat beim 

eGovernment-Wettbewerb den 3. Platz in der Kategorie „Bestes Modernisie-

rungsprojekt 2018“ belegt. Beworben haben sich beim Wettbewerb zur Digitalisie-

rung und Modernisierung der öffentlichen Verwaltung gut 60 Projekte aus 

Deutschland, Österreich und der Schweiz. Der Preis ist undotiert und wird in fünf 

verschiedenen Kategorien vergeben. Ausgeschrieben ist der Wettbewerb von 

einer Unternehmensberatung gemeinsam mit einem Technologieanbieter. Die 

Schirmherrschaft hatte Kanzleramtsminister Professor Helge Braun übernommen. 

Die Landesregierung wird ihre Präsentation als moderner und attraktiver Arbeit-

geber auch zukünftig weiterentwickeln. 

 Flexible Arbeitsformen und mobile Arbeit 3.4.

 Arbeitsortflexibilisierung 3.4.1.

Mit Wirkung zum 01. April 2018 haben die Landesregierung und die Spitzenorga-

nisationen der Gewerkschaften eine Vereinbarung nach § 59 des Gesetzes über 

die Mitbestimmung der Personalräte (Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein 

– MBG Schl.-H.) zur Arbeitsflexibilisierung „Mobile Arbeit“ und „Wohnraumar-

beit“ geschlossen.  

Diese regelt die Rahmenbedingungen für flexibles ortsunabhängiges Arbeiten in 

der Landesverwaltung Schleswig-Holstein. Damit wird das Ziel verwirklicht, die 

Einrichtung von mobilen Arbeitsplätzen in allen Geschäftsbereichen innerhalb der 
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Landesregierung nach einheitlichen und verlässlichen Grundsätzen zu unterstüt-

zen. 

Die mit der Vereinbarung getroffenen Regeln ermöglichen es den Beschäftigten 

kurzfristig außerhalb der Dienststelle oder regelmäßig für ein bis drei Tage pro 

Woche, in Ausnahmefällen bis zu vier Tagen, in der häuslichen Umgebung zu 

arbeiten.  

Den Beschäftigten wird durch die Flexibilisierung des Arbeitsortes die Möglichkeit 

eröffnet, einen Teil ihrer wöchentlichen Arbeitszeit nach ihren Bedürfnissen ein-

zurichten, um die Anforderungen von Beruf, Familie und Privatleben besser auf-

einander abstimmen zu können.  

Die Umsetzung innerhalb der Dienststellen erfolgt eigenständig. Sie können 

durch eigene Dienstvereinbarungen, unter Berücksichtigung der ressortspezifi-

schen Belange, die 59er-Vereinbarung ausgestalten. 

Die Vereinbarung zur Flexibilisierung des Arbeitsortes wird nach 18 Monaten (ab 

Herbst 2019) durch die Staatskanzlei unter Einbindung der Spitzenorganisationen 

der Gewerkschaften evaluiert. 

 Arbeitszeitflexibilisierung 3.4.2.

Die Landesverwaltung strebt an, auch die zeitliche Flexibilisierung der Arbeit wei-

terzuentwickeln. Daher soll der Rahmen der flexiblen Arbeitszeit erweitert werden, 

um Beschäftigten auf freiwilliger Basis noch bessere Möglichkeiten zu bieten, 

Beruf und Privatleben aufeinander abzustimmen. Die Verhandlungen mit den 

Spitzenorganisationen der Gewerkschaften in dieser Sache sind im Herbst 2018 

aufgenommen worden. 

 Wissensmanagement 3.4.3.

Flexible Arbeitsformen ändern die Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung. Sie 

beeinflussen die Aufgabenerledigung, die Zusammenarbeit zwischen den Be-

schäftigten und die Anforderungen an Führung. Damit sich flexible Arbeitsweisen 

entwickeln können, ist es notwendig, dass sich die Führungskultur an die flexib-

len Arbeitsformen anpasst und die Fähigkeiten der Beschäftigten in der digitalen 

Welt weiterentwickelt werden. Eine wesentliche Voraussetzung für die erfolgrei-

che Umsetzung von flexiblen Arbeitsformen ist ein funktionierendes Wissensma-

nagement. 

Das Projekt „Wissensmanagement in der Landesverwaltung Schleswig-

Holstein“ wird von der Staatskanzlei federführend entwickelt. Ziel ist die Schaf-

fung eines strukturierten, bedarfsgerechten und vorausschauenden Wissensma-
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nagements. Wissensmanagement ist nicht nur für die Umsetzung flexibler Ar-

beitsformen wichtig, sondern auch zur Bewältigung des demografischen Wandels 

und des weiteren Ausbaus der Digitalisierung.   

Zur Strukturierung der komplexen Herausforderungen und Handlungsfelder wur-

den vom Projektteam 2018 in einem ersten Schritt die bereits bestehenden Aktivi-

täten der Landesverwaltung systematisch erfasst und ausgewertet. Aus den 

Stärken und Schwächen dieser Bestandsaufnahme, dem Abgleich mit anderen 

Bundesländern und Beispielen aus der Privatwirtschaft werden noch bis Ende 

2018 gezielte, ressortübergreifende Handlungsempfehlungen erarbeitet. 

In Folgeprojekten ab 2019 sollen diese weiter konzeptionell ausgearbeitet, pilo-

tiert und auf die behördenspezifischen Belange der Dienststellen angepasst wer-

den. Damit bildet Wissensmanagement die Klammer, um technische, personelle 

und organisatorische Veränderungen, wie flexible Arbeitsformen, umzusetzen. 

Zudem leistet es einen entscheidenden Beitrag zum Verwaltungskulturwandel 

und unterstützt auch langfristig angelegte Transformationsprozesse. 

 Vielfalt der Verwaltung - Diversity 3.5.

Spätestens seit dem Beitritt der Landesverwaltung zur Charta der Vielfalt am  

6. Januar 2012 ist die Vielfalt der Verwaltung (Diversity) und das Bekenntnis zur 

Vielfalt ein politisches Schwerpunktthema, das auf zahlreiche Arten verfolgt und 

umgesetzt wird. Vielfalt ist danach ein Wert an sich. 

Das Land als größter Arbeitgeber Schleswig-Holsteins hat es sich zur Aufgabe 

gemacht, die Vielfalt der Bevölkerung Schleswig-Holsteins auch in der Verwal-

tung widerzuspiegeln, um in ihrem Sinne handlungsfähig zu sein. Dabei sind Be-

schäftigte mit Migrationshintergrund, Behinderung oder verschiedener sexueller 

Orientierung nicht nur wichtige Fachkräfte, sondern fördern und festigen die in-

terkulturelle Öffnung, Toleranz und Offenheit der Verwaltung. Eine vielfältige Zu-

sammensetzung des Personals trägt maßgeblich zur Erhöhung der Leistungsfä-

higkeit der Verwaltung bei.  

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat die Landesregierung am 30. Mai 2013 

aufgefordert, dem Landtag zweijährlich einen Bericht über Maßnahmen und Vor-

haben auf dem Feld Diversity vorzulegen, der auch eine Evaluation enthalten soll 

(vgl. Drucksache 18/747 (neu)).  

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hinsichtlich Art und Ausrichtung des 

Berichtsauftrages auf die entsprechenden Erläuterungen der ersten beiden 

Diversity-Berichte „Für eine moderne vielfältige Verwaltung in Schleswig-

Holstein“ aus den Jahren 2013 und 2015 verwiesen. Diese können in der Infothek 

des Landtages eingesehen werden:  
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https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/1200/drucksache-18-1290.pdf, 

https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/3500/drucksache-18-3573.pdf 

Sie haben verdeutlicht, dass in allen Verwaltungsbereichen Diversity bereits aktiv 

auf verschiedene Arten umgesetzt wird.  

Die Berichte sind die Grundlage für die weitere Berichterstattung auf dem Feld 

Diversity, die im Jahre 2017 erstmals in den PSMB integriert wurde, um das 

Diversity-Management im Kontext mit den Personalmanagementthemen darstel-

len zu können. 

 AG Diversity 3.5.1.

Um einen regelmäßigen ressortübergreifenden Austausch zum Thema Diversity 

sicherzustellen, hat die Staatskanzlei im Januar 2017 die Arbeitsgruppe Diversity 

eingerichtet, in der Vertreterinnen und Vertreter aller Geschäftsbereiche mitwir-

ken. Die Arbeitsgruppe dient als Forum zum Austausch zu aktuellen Themen. 

Weiterhin werden durch Vorträge interner und externer Referentinnen und Refe-

renten Impulse und Eindrücke zu verschiedenen Themen gegeben bzw. vermit-

telt. 

 Nachwuchskräftekampagne 3.5.2.

Die im Jahre 2015 gestartete Nachwuchskräftekampagne des Landes ist auch 

auf die gezielte Ansprache von potenziellen Bewerberinnen und Bewerbern mit 

Migrationshintergrund ausgerichtet. Neben der Ansprache z.B. im Rahmen von 

Fotokampagnen und auf Ausbildungsmessen hat das Land in Zusammenarbeit 

mit der Türkischen Gemeinde in Schleswig-Holstein Ende 2017 erstmals ein Be-

rufsorientierungscamp für Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund in 

Plön (Koppelsberg) durchgeführt. Am Konzept und an der Finanzierung beteiligen 

sich auch die Agentur für Arbeit Kiel und die Landeshauptstadt Kiel. Ziel des 

Camps war die interessante und anschauliche Vorstellung von Berufen aus dem 

öffentlichen Dienst und damit verbunden das Wecken von Interesse bei den Teil-

nehmerinnen und Teilnehmern. Zu diesem Pilotvorhaben wurden 20 Jugendliche 

und junge Erwachsene mit Migrationshintergrund verschiedener Schularten und 

Klassenstufen eingeladen. Die Kooperationspartner vermittelten den Teilnehme-

rinnen und Teilnehmern die vielfältigen Möglichkeiten einer Karriere im öffentli-

chen Dienst und das nötige Know-how für eine aussichtsreiche Bewerbung. Im 

Ergebnis verlief das viertägige Berufsorientierungscamp sehr erfolgreich. Die 

Rückmeldungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren sehr positiv. 

https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/1200/drucksache-18-1290.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/3500/drucksache-18-3573.pdf
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 Befragung der Nachwuchskräfte 3.5.3.

Auch für das Einstellungsjahr 2017 wurde eine freiwillige und anonyme Befra-

gung aller Nachwuchskräfte der vier großen Verwaltungsbereiche Polizei, Steuer, 

Justiz und Allgemeine Verwaltung zur Ermittlung des Anteils der Nachwuchskräf-

te mit Migrationshintergrund[2] durchgeführt.  

Die Rücklaufquoten in den Bereichen Steuerverwaltung, Justiz und Allgemeine 

Verwaltung betrugen zusammen 69,9 Prozent und erreichen damit eine reprä-

sentative Größe. Die Rücklaufquote im Bereich Polizei lag mit 25,71 Prozent 

niedriger, sodass sich insgesamt eine Rücklaufquote von noch 44 Prozent ergibt. 

Hier soll zukünftig ein höherer Rücklauf werbend erreicht werden. 

Die Auswertung ergab demgegenüber für das Einstellungsjahr 2017 die folgen-

den Anteile von Nachwuchskräften mit Migrationshintergrund: 

Insgesamt: 24,8 % 

Ohne Polizei: 23,3 % 

Die Entwicklung des Migrationsanteils bei den Nachwuchskräften über die bis-

lang betrachteten Ausbildungsjahrgänge hinweg stellt sich folgendermaßen dar: 

Einstellungsjahr Anteil der Nachwuchskräfte  

mit Migrationshintergrund 

Rücklaufquote 

2014 15,93 % 51 % 

(gemeinsame 

Befragung) 

2015 18,2 % 

2016 16,7 % 

Aufgrund der oben erwähnten Zahlen für 2017 wird deutlich, dass die Verwaltung 

auf einem guten Weg ist, die Vielfalt der Gesellschaft auch in der Zusammenset-

zung der Beschäftigten abzubilden. 

 Evaluation der bisherigen Maßnahmen 3.5.4.

Im Auftrag des Landtages vom 30. Mai 2013 wurden die nachfolgenden drei 

Diversity-Handlungsfelder besonders hervorgehoben. Dieser Bericht erhält als 

Anlage unter Nr. 2 eine Übersicht über Arbeitsschwerpunkte der Geschäftsberei-

che auf dem Feld Diversity. 

a) Erhöhung des Anteils von Bewerbungen und Einstellungen von Menschen 

mit Migrationshintergrund auf Ausbildungs- und Arbeitsstellen im öffentlichen 

Dienst 

                                            
[2]

 Definition des Statistischen Bundesamtes: "Eine Person hat einen Migrationshintergrund, wenn 
sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde.“ 
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Wie bereits im zweiten Bericht (Drs. 18/3573, S. 22) dargestellt, werden hier-

zu derzeit keine systematischen Erhebungen über alle Beschäftigten der 

Landesverwaltung vorgenommen. Daher kann nicht genau festgestellt wer-

den, wie hoch der Anteil an Beschäftigten mit Migrationshintergrund in der 

Landesverwaltung valide belastbar tatsächlich ist. 

Die o.g. Befragung der Nachwuchskräfte kann eine systematische Erhebung 

zwar nicht ersetzen, wohl aber erste Schlüsse und Tendenzen ermöglichen. 

Ein im Rahmen der aktuellen Befragung ermittelter durchschnittlicher Anteil 

von 23,3 % eingestellten Nachwuchskräften mit Migrationshintergrund in den 

letzten drei Jahren lässt im Vergleich mit dem Migrationsanteil in der Ge-

samtbevölkerung Schleswig-Holsteins von 15,3 % vermuten, dass die Lan-

desverwaltung sich ihrem Ziel annähert.  

b) Sensibilisierung und Qualifizierung von Beschäftigten und Auszubildenden im 

Bereich „Interkulturelle Kompetenz“ 

Die hierzu von allen Ressorts mittlerweile konzipierten Fortbildungsangebote 

werden genutzt und beständig weiterentwickelt. Interkulturelle Kompetenz ist 

fester Bestandteil in Ausbildungslehrplänen und Vorbereitungsdiensten (z.B. 

im Bereich Polizei). Bestandteil des Angebotes für neu eingestellte Nach-

wuchsjuristinnen und –juristen im Rahmen der Einführungsfortbildung ist das 

Seminar „Einführung in die Interkulturelle Kompetenz“. 

Weiteres kann der Anlage 2 entnommen werden. 

c) Verstärkte Berücksichtigung von Mehrsprachigkeit und interkultureller Kom-

petenz bei Auswahlverfahren 

In nahezu allen Geschäftsbereichen werden die Kriterien „Interkulturelle 

Kompetenz“ und „Sprachkenntnisse“ in die Anforderungsprofile von ausge-

schriebenen Stellen aufgenommen, die sich durch häufigen Kontakt zu Men-

schen mit anderen kulturellen Hintergründen (z.B. Außendienst, Front-Office, 

Kontakt mit ausländischen Organisationen) auszeichnen. 

 UN-Behindertenrechtskonvention und ihre Umsetzung auf Lan-3.5.5.

desebene 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen (UN-BRK) ist seit dem 26.03.2009 in Deutschland rechtsverbind-

lich und hat den Rang eines einfachen Bundesgesetzes. Mit der Ratifizierung 

haben sich die Vertragsstaaten verpflichtet, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 

um das gesellschaftliche Bewusstsein für Menschen mit Behinderungen zu ver-

ändern und die Achtung ihrer Würde und ihrer Rechte zu fördern. Ziel der UN-

BRK ist die volle gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. 
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Die Konvention schafft dabei keine „Sonderrechte“, sondern konkretisiert die uni-

versellen Menschenrechte für die speziellen Bedürfnisse und Lebenslagen von 

Menschen mit Behinderungen.  

Die schleswig-holsteinische Landesregierung richtet ihre Politik schon seit 2006, 

also bereits vor dem Inkrafttreten der UN-BRK, an der Leitorientierung „Inklusi-

on“ aus und hat diesen Grundgedanken durch verschiedene Projekte, Veröffentli-

chungen und Veranstaltungen in die Gesellschaft getragen. Die Arbeit der Lan-

desregierung ist darauf ausgerichtet, die Lebensansprüche von Menschen mit 

Behinderungen in allen gesellschaftlichen Bereichen zu berücksichtigen. Um der 

praktischen Umsetzung der Pflichten aus der UN-BRK einen konkreten und ver-

bindlichen Rahmen zu geben, wurde Anfang 2017 nach einem partizipativen Pro-

zess der erste Landesaktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK veröffentlicht. Der 

Landesaktionsplan benennt zehn Handlungsfelder (z.B. Bewusstseinsbildung, 

Bildung, Kultur, Sport und Freizeit), enthält hierzu Bestandsaufnahmen sowie 

zukunftsorientierte Handlungskonzepte und nennt konkrete Ziele und Maßnah-

men zur Umsetzung der UN-BRK. 

Seit Juni 2017 nimmt die Staatskanzlei mit der Stabsstelle „Gesamtkoordinierung 

UN-Behindertenrechtskonvention, Focal Point, Fonds für Barrierefreiheit“ die 

Funktion der staatlichen Anlaufstelle im Sinne von Artikel 33 Absatz 1 UN-BRK 

wahr und sichert somit den Informationsfluss zwischen den beteiligten Akteuren 

(Interessenverbände, Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung, Öffent-

lichkeit, Bund, Länder).  

In der Stabsstelle liegt neben der Gesamtkoordinierung und Verantwortung für 

die effektive Durchführung der in der UN-BRK niedergelegten Rechte und Pflich-

ten auch die Koordinierung der Umsetzung, Evaluierung und Fortschreibung des 

Landesaktionsplans 2017. Mit der ersten Evaluierung wird unter Einbindung des 

Landesbeauftragten für Behinderung bereits im Jahr 2019 begonnen. Ihre Ergeb-

nisse werden von der Landesregierung im Rahmen eines Landtagsberichts aus-

gewertet und sind die Basis für die Fortschreibung des Landesaktionsplans. Die 

Veröffentlichung des „Landesaktionsplans 2.0“ ist für das Jahr 2021 vorgesehen. 

Weiterhin befasst sich die Stabsstelle mit der Umsetzung des mit dem Haushalt 

2018 eingerichteten Fonds für Barrierefreiheit.[3] Der Fonds für Barrierefreiheit 

soll insbesondere inklusive Vorhaben, die modellhaften Impulscharakter haben 

und auf vollständige Nutzungsketten ebenso wie auf Nachhaltigkeit abzielen, för-

                                            
3 Die Barrierefreiheit (Zugänglichkeit) ist in der UN-BRK als ein Grundprinzip ausgewiesen, prägt 

alle Bereiche der Konvention und hat demnach eine zentrale Bedeutung für den gesamtgesell-
schaftlichen Inklusionsprozess. Behinderung im Sinne der UN-BRK wird auf Barrieren zurückge-
führt, auf die ein Mensch mit medizinischen Beeinträchtigungen stößt und die seine volle Teilhabe 
verhindern. Barrieren gibt es dabei nicht nur in technischer oder baulicher Hinsicht, sondern auch 
bei Information und Kommunikation sowie in den „Köpfen der Menschen“ (einstellungsbedingte 
Barrieren).  
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dern. Der Fonds umfasst ein Volumen von insgesamt 10 Mio. € bis zum Jahre 

2022. Die Schleswig-Holsteinische Landesregierung wird den Weg zur Umset-

zung der UN-BRK und damit zu einer inklusiven Gesellschaft des Miteinanders 

auch weiterhin konsequent verfolgen. 

 Ausblick Diversity 3.5.6.

Das Thema „Diversity“ nimmt weiterhin eine zentrale Rolle im Personalmanage-

ment der Landesverwaltung ein. Seit dem Beitritt zur Charta der Vielfalt wurden 

viele gute und wirksame Ansätze entwickelt und umgesetzt. Herausforderungen 

in diesem Zusammenhang werden auch zukünftig sein, die ergriffenen Maßnah-

men weiterzuentwickeln und flexibel den unterschiedlichen Bedarfslagen anzu-

passen, neue Ansätze zu entwickeln und zu erproben sowie angemessen auf 

neue spezifische Situationen zu reagieren. 

 Gleichstellung von Frauen und Männern in der Verwaltung 3.6.

Die Umsetzung von Gleichstellung in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung 

im Sinne des Gleichstellungsgesetzes ist ein wichtiger Bestandteil der Arbeit der 

Landesregierung.  

 Chancengerechte Berücksichtigung für Führungspositionen 3.6.1.

Ein bedeutender Aspekt der Gleichstellung ist die chancengerechte Berücksichti-

gung von Frauen bei der Besetzung von Führungspositionen. Das Land wirkt auf 

verschiedene Arten darauf hin, die Rahmenbedingungen für die Wahrnehmung 

von Führungspositionen zu verbessern und so die Attraktivität von Führungsposi-

tionen auch für Frauen nachhaltig zu erhöhen. Dies erfolgt z.B. durch: 

 Förderung flexibler Arbeitsformen (s. Punkt 3.4) 

 Umsetzung des Coachingkonzeptes (s. Punkt 3.7) 

 Entwicklung eines Konzeptes zum Mentoring 

Weiterhin werden Mitglieder von Auswahl- und Beobachtungsgremien hinsichtlich 

ihres Umgangs mit Geschlechterstereotypen geschult. 

Der Fünfte Gleichstellungsbericht für den öffentlichen Dienst, dessen Veröffentli-

chung für Anfang 2019 vorgesehen ist, kann eine Grundlage für die weitere Ar-

beit der Landesverwaltung und ihrer Ressorts auf diesem Feld sein. 
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 Paritätische Gremienbesetzung 3.6.2.

Im Sommer 2014 beschloss das Kabinett einen Maßnahmenkatalog zur Unter-

stützung des angestrebten Ziels, die Anteile von Frauen in sämtlichen Gremien 

im Einflussbereich des Landes auf 50 Prozent zu erhöhen.  

Bereits 2016 zeigte sich, dass die Maßnahmen wirken: Der Frauenanteil an den 

vom Land entsendeten Personen in Verwaltungs- und Aufsichtsräten ist auf 45,7 

Prozent gestiegen. In 2017 erhöhte sich der Frauenanteil erneut auf 47,92 Pro-

zent. Das in 2014 beschlossene Leitziel wurde somit nahezu erreicht. 

Das für die Gleichstellung zuständige Ressort berichtet weiterhin regelmäßig an 

das Kabinett über den Stand der Gremienbesetzung. Dadurch soll sichergestellt 

werden, dass die Beteiligung von Frauen in den Gremien, für die das Land ein 

Entsendungsrecht hat, mindestens auf diesem Niveau gehalten wird. 

 Ressortübergreifendes Coaching-Konzept 3.7.

Führungskräfte nehmen in der Landesverwaltung in vielerlei Hinsicht eine 

Schlüsselfunktion ein. Sie motivieren ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, koor-

dinieren die Wahrnehmung von Aufgaben und sind ein wichtiger Motor für die 

Umsetzung von Organisations- und Veränderungsprozessen.  

Um Führungsverantwortung erfolgreich und persönlich erfüllend zu übernehmen, 

sind allgemeine Führungskompetenzen ebenso wichtig, wie beispielsweise eine 

zielorientierte, motivierende Kommunikation und ein effizientes Selbstmanage-

ment. Basis für die Ausprägung und Weiterentwicklung von Führungskompeten-

zen ist für Führungskräfte die Fähigkeit zur Selbstreflexion: Wenn Führungskräfte 

ihre Stärken und Schwächen analysieren, sind sie in der Lage, ihren Führungsstil 

zu optimieren und somit erfolgreicher in der Führung von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern zu sein.  

Das Instrument Coaching ist gut dazu geeignet, diesen Selbstreflexionsprozess 

zu unterstützen und ihn zu verbessern.[4] Die Ziele des Coachings insgesamt sind  

 die Erhöhung der Selbstwirksamkeit, Selbstreflexion sowie der Selbstma-

nagementkompetenzen in herausfordernden beruflichen Situationen, 

 eine Förderung des autonomen Handelns, 

                                            
[4] Der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein unterstützt diesen Ansatz. In den Bemerkungen 
2016 heißt es dazu: „Ein weiterer wichtiger Baustein der Fortbildung ist (…) z. B. das Coaching 
für Führungskräfte.“ Bemerkungen 2016 mit Bericht zur Landeshaushaltsrechnung 2014 des LRH 
vom 19.04.2016, dort unter Nr. 11.10 „Erwartungsgemäß: Dienstliche Belange dominieren die 
Fortbildung“ (Seite 73). 
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 die Stärkung und kontinuierliche Weiterentwicklung von Führungskompe-

tenzen und die Erweiterung des eigenen Handlungsspielraums und der 

Selbstwirksamkeit, 

 der Aufbau von Erfahrungswissen sowie Steigerung der Verhaltens-, Per-

sönlichkeits- und Karriereentwicklung. 

Coaching kann darüber hinaus Gleichstellung gezielt unterstützen, indem es ge-

schlechterspezifische Verhaltensweisen im eigenen Handeln frühzeitig erkennbar 

macht.  

Die Landesverwaltung hat im Rahmen einer ressortübergreifenden Arbeitsgruppe 

ein Coaching-Konzept für Führungskräfte und angehende Führungskräfte entwi-

ckelt, das im Sommer 2018 mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 

des Landes verhandelt wurde. Coaching soll damit das bestehende Personalent-

wicklungskonzept ergänzen und in Zukunft als Standard-Instrument der Perso-

nalentwicklung zur Verfügung stehen. Schon heute wird dieses Instrument in Tei-

len der Landesverwaltung erfolgreich eingesetzt.  

Um den Führungskräften der Landesverwaltung ressortunabhängig einen schnel-

len Zugang zu Coaching zu ermöglichen, steht ein ressortübergreifender 

Coaching-Pool auf Basis definierter Anforderungskriterien zur Verfügung. Zur 

Verstärkung dieses Pools werden aktuell Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einer 

qualifizierten Ausbildung zu Coaches weitergebildet. 

 Lexikon für Führungskräfte 3.8.

Der ressortübergreifende Arbeitskreis Personalentwicklung hat in einer Unterar-

beitsgruppe das Konzept für ein „Lexikon für Führungskräfte“ erarbeitet. Nach 

Abschluss der inhaltlichen Arbeiten wird das Lexikon in der ersten Jahreshälfte 

2019 über das SHIP veröffentlicht werden. 

Das Lexikon bietet neuen Führungskräften eine Übersicht und Orientierungshilfe 

über relevante Themen (z.B. BGM, Beurteilungswesen, Personalentwicklung, 

Korruption). Es liefert zu jedem Thema grundlegende Informationen und gibt au-

ßerdem Hinweise, an welcher Stelle weiterführende Informationen erhältlich sind. 

Auf diese Weise kann schnell ein erster Überblick sowie ein Eindruck von der 

eigenen Rolle im jeweiligen Themenfeld erlangt werden. Neuen Führungskräften 

soll auf diese Weise der inhaltliche Einstieg in die Führungsposition erleichtert 

werden. Gleichzeitig soll das Lexikon auch erfahrenen Führungskräften als prak-

tisches Nachschlagewerk dienen, insbesondere bei Themen, mit denen sie nur 

unregelmäßig befasst sind.  

Das Lexikon stellt in erster Linie eine Handreichung und keine detaillierte Hand-

lungsanleitung dar. Es kann beispielsweise hilfreiche Hinweise zum erfolgreichen 
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Führen von Mitarbeitergesprächen geben, eine vollwertige Fortbildung auf die-

sem Feld jedoch nicht ersetzen.  

Die einzelnen Beiträge werden mit Unterstützung durch Fachleute der jeweiligen 

Themenbereiche erstellt und sollen jährlich aktualisiert werden, wodurch Qualität 

und Aktualität sichergestellt werden. 

 Onboarding 3.9.

Da sich die ersten Eindrücke neuer Kolleginnen und Kollegen maßgeblich auf 

ihre Zufriedenheit, Motivation und ihr Engagement auswirken, ist es eine wichtige 

Führungsaufgabe, diesen Neuanfang im Rahmen eines guten Onboardings zu 

gestalten. 

Im Gegensatz zur klassischen „Einarbeitung“ ist beim Onboarding-Ansatz das 

Heranführen an die fachliche Aufgabe nur ein Aspekt, der gleichrangig neben der 

sozialen Integration ins Team und der kulturellen Orientierung in der neuen 

Dienststelle steht. In diesem Sinne liegt ein Schwerpunkt des Onboardings darauf, 

positive erste Eindrücke zu schaffen und diese auch auf die Folgezeit zu übertra-

gen. Auf diese Weise motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nicht nur 

zufriedener, sondern zeigen auch mehr Eigeninitiative für die selbstständige 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben.   

Die Staatskanzlei hat in Kooperation mit einem Studenten des Instituts für Psy-

chologie an der CAU eine Onboarding.Map und die dazu passende Onboar-

ding.Checkliste entwickelt. Die Onboarding.Map dient als umfangreiches Nach-

schlagewerk rund um das Thema Onboarding; die Onboarding.Checkliste gibt auf 

zwei Seiten in Kurzform eine praxisorientierte Hilfestellung zur Durchführung von 

Onboarding-Prozessen. Onboarding.Map und Onboarding.Checkliste dienen da-

bei nicht nur Unterstützung, sondern formulieren gleichzeitig landesweite Min-

deststandards. 

Die Entwicklung erfolgt auf Basis von Interviews mit verschiedenen Verfahrens-

beteiligten und Onboardingsadressatinnen bzw. -adressaten aus allen Ressorts. 

Damit greifen beide Dokumente als „Best Of“ die geübte und bewährte Praxis der 

Landesverwaltung auf und berücksichtigen dabei gleichzeitig Vorschläge, Ideen 

und Wünsche der Ressorts sowie aktuelle Erkenntnisse der Wissenschaft.  

Die Onboarding.Map und -Checkliste werden in der ersten Jahreshälfte 2019 

über das SHIP im Bereich „Personal“ verfügbar gemacht. 
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 Anlage 1: Bericht zur Arbeitsfähigkeit, Gesundheit und Arbeitszu-3.10.

friedenheit 

Die Anlage 1 liegt diesem Bericht als gesondertes Dokument bei. 

 Anlage 2: 3.11.

zu Nr. 3.5 „Vielfalt der Verwaltung – Diversity“ 
im Personalstruktur- und Personalmanagementbericht 2018 

 

Arbeitsschwerpunkte der Ressorts auf dem Feld Diversity 

 

Ressort Arbeitsschwerpunkt 

Ressortübergreifend 

und unter Federfüh-

rung der Staats-

kanzlei 

 Nachwuchskräftegewinnung mit gezielter Anspra-

che von jungen Menschen mit Migrationshinter-

grund 

 Aufnahme der Formulierung „Ausdrücklich begrü-

ßen wir es, wenn sich Menschen mit Migrationshin-

tergrund bei uns bewerben.“ in alle öffentliche Stel-

lenausschreibungen. 

 Aufnahme der Kriterien „interkulturelle Kompe-

tenz“ und „Sprache“ in das Anforderungsprofil ent-

sprechender Stellenausschreibungen (z.B. Stellen 

im Außendienst) 

 Umsetzung der Maßnahmen aus dem Landesakti-

onsplan zur Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention im Land Schleswig-

Holstein[5] 

Staatskanzlei 

 

 Angebot von Fortbildungen und Seminaren zum 

Thema „interkulturelle Kompetenz“, insbesondere 

für Führungskräfte und Personalverantwortliche 

 Ausrichtung der Fachtagung „Inklusion“ für Füh-

rungskräfte des Landes in Kooperation mit KOMMA 

und dem Institut für Inklusive Bildung  

 Angebot des Moduls „Interkulturelle Kompetenz“ als 

Wahlpflichtmodul im Studium der Allgemeinen Ver-

waltung 

Justiz 

 

 Angebot von interkulturellen Trainings, Länderkunde-

seminaren und themenspezifischen Informationsver-

anstaltungen als fester Bestandteil des Fortbildungs-

angebots für die Bediensteten im Justizvollzug 

                                            
[5]

 Zu finden im Landesportal unter http://www.schleswig-holstein.de/DE/Themen/I/inklusion.html  

http://www.schleswig-holstein.de/DE/Themen/I/inklusion.html
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 Angebote zur Erweiterung der Fremdsprachenkom-

petenz und kostenlose Teilnahme an Sprachkursen 

 Präsentation der eigenen Vielfalt auf Berufsbil-

dungsmessen (Teammitglieder mit Migrationshinter-

grund, Behinderung, Erhöhung der Anzahl männli-

chen Messeteammitglieder)  

 Gezielte Ansprache von männlichen Bewerbern auf 

Berufsmessen 

Bildung 

 

 Verankerung der Vermittlung demokratischer 

Grundwerte und interkultureller Kompetenzen in neu 

gefassten Curricularen Anforderungen für Deutsch 

als Zweitsprache (DaZ)  

 Wertebildung und Demokratielernen als Teil einer 

umfassenden Persönlichkeitsbildung, insbesondere 

im Rahmen des DaZ-Unterrichts  

 Fortbildungsangebote zur Umsetzung der neuen 

Curricularen Anforderungen Zertifizierte Weiterquali-

fizierung für Lehrkräfte „Widi: Unsere Schule: Will-

kommen heißend – interkulturell – demokratisch – 

inklusiv.“ 

 Projekt des Landes und der Hochschulen Schleswig-

Holsteins: Studienchancen für Flüchtlinge an Hoch-

schulen“ (2016 - (zunächst) 2022) 

Inneres  Im kommenden Jahr ist eine Fortbildung zum Thema 

„Lebenswelten von Menschen mit 

Behinderungen“ geplant 

 Interkulturelle Kompetenz als integraler Bestandteil 

der Polizeiausbildung 

 Wechselseitige Hospitationen von Studiengruppen 

im Bereich Polizei aus z.B. Norwegen, Dänemark, 

Schweden und Möglichkeit der Hospitation in Israel 

von Studierenden des FB Polizei der FHVD 

 Feuerwehrprojekt - "Mehr WIR in der Wehr" zum Nä-

herbringen des Berufes an Menschen mit Migrati-

onshintergrund 

 Schulungen und Seminare für Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter des Landesamtes für Ausländerangele-

genheiten 
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Umwelt 

 

 Angestrebte werden geschäftsbereichsweite Fortbil-

dungen zum Thema „interkulturelle Kompetenz“ und 

Diversity.  

 Gezielte bedarfsorientierte Schulungen von Arbeits-

bereichen, die häufig in Kontakt mit Menschen ande-

rer Kulturen sind (auch Auslandskontakte) 

 Sprachkurse (Englischkurse für Wiedereinstei-

ger*innen und Fortgeschrittene – laufende Maßnah-

me seit 2011) 

Finanzen 

 

 Fortbildungs- und Informationsveranstaltungen zur 

Interkulturellen Öffnung, Kommunikation und Kompe-

tenz 

 Angebot des Moduls „Interkulturelle Kompetenz“ als 

Wahlpflichtmodul im Studium der Steuerverwaltung 

und interkulturelle Kompetenz als fester Bestandteil 

der Steuerausbildung 

Wirtschaft  Fortbildungen zum Thema Diversity 

 Englisch-Sprachkurse Mittelstufe und Fortgeschritte-

ne. 

Soziales 

 

 Fortbildungsangebote zum Thema Diversity 

 Sprachkurse 

 


